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95 Verordnung 
zur Anderung des Verfahrens in Grund buchſachen. 
Vom 5. April 1937. 


Gemäß § 1 Ziffer 30, $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 
Die Grundbuchordnung wird wie folgt geändert: 
1. Der $ 1 erhält folgende Faſſung: 
§ 1 

(1) Die Grundbücher werden von den Amtsgerichten geführt (Grundbuchämter). Dieſe ſind 
für die in ihrem Bezirk liegenden Grundſtücke zuſtändig. 

(2) Liegt ein Grundſtück in dem Bezirk mehrerer Grundbuchämter, ſo iſt das zuſtändige 
Grundbuchamt nach § 5 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts— 
barkeit zu beſtimmen. 

(3) Die ſachliche Zuſtändigkeit der Grundbuchbeamten, die Einrichtung und die Führung 
der Grundbücher beſtimmen ſich, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetz geregelt ſind, nach den An— 
ordnungen des Senats. 

2. Der $ 2 erhält folgende Faſſung: 
8 2 

(1) Die Grundbücher ſind für Bezirke einzurichten. 

(2) Die Grundſtücke werden in den Büchern nach einem amtlichen Verzeichnis benannt, in dem 
ſie unter Nummern oder Buchſtaben aufgeführt ſind. Der Senat beſtimmt die Einrichtung des 
Verzeichniſſes. 

(3) a) Ein Teil eines Grundſtücks ſoll von dieſem nur abgeſchrieben werden, wenn ein beglau— 
bigter Auszug aus dem amtlichen Verzeichnis und, ſofern eine Karte geführt wird, eine 
von der zuſtändigen Behörde beglaubigte Karte vorgelegt wird, aus denen die Größe und 
die Lage des Teils erſichtlich Find; der Teil muß im amtlichen Verzeichnis unter einer be— 
ſonderen Nummer oder einem beſonderen Buchſtaben verzeichnet ſein, es ſei denn, daß nach 
dem Ermeſſen der zur Führung der Karte zuſtändigen Behörde die Nummer in der Karte 
nicht deutlich dargeſtellt werden kann. Eine Karte braucht nicht vorgelegt zu werden, wenn 
bei der Abſchreibung die Karte ſich nicht verändert und die zuſtändige Behörde beſcheinigt, 
daß der abzuſchreibende Teil von dem übrigen Teil des Grundſtücks räumlich getrennt liegt. 
Andert ſich die Karte bei der Abſchreibung nicht und liegt der abzuſchreibende Teil von dem 
übrigen Teil des Grundſtücks nicht räumlich getrennt, ſo hat die zur Führung der Karte zu— 
ſtändige Behörde auf der Karte zu beſcheinigen, daß die kartenmäßige und die örtliche Grenze 
zwiſchen dem abzuſchreibenden Teil und dem übrigen Teil des Grundſtücks übereinſtimmen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 5. 1937.) 


318 


b) Der Auszug und die Karte brauchen nicht vorgelegt zu werden bei Abſchreibungen, die auf 
Erſuchen einer Auseinanderſetzungsbehörde auf Grund eines von ihr beſtätigten Rezeſſes 
(Feldbereinigungsurkunde, Endbeſcheid des Flurbereinigungsamts und ähnliches) oder auf 
Erſuchen der zuſtändigen Behörde auf Grund eines Enteignungsbeſchluſſes erfolgen ſollen. 

c) Sofern das amtliche Verzeichnis vom Grundbuchamt ſelbſt geführt wird, tritt an die Stelle 
des unter a genannten beglaubigten Auszugs ein von der zuſtändigen Behörde belaubigter, 
zur Berichtigung des amtlichen Verzeichniſſes geeigneter Auszug. 


3. Der $ 3 erhält folgende Faſſung: 
83 
(1) Jedes Grundftüd erhält im Grundbuch eine bejondere Stelle (Grundbuchblatt). Das 
Grundbuchblatt iſt für das Grundſtück als das Grundbuch im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
anzuſehen. Das Verfahren zur Beſeitigung einer Doppelbuchung beſtimmt der Senat. 

(2) a) Die Grundſtücke des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, der 
Kirchen, Klöſter und Schulen, die Waſſer läufe, die öffentlichen Wege, ſowie die Grundſtücke, 
welche einem dem öffentlichen Verkehr dienenden Bahnunternehmen gewidmet ſind, erhalten 
ein Grundbuchblatt nur auf Antrag des Eigentümers oder eines Berechtigten. 

b) Ein Grundſtück iſt auf Antrag des Eigentümers aus dem Grundbuch auszuſcheiden, wenn 
der Eigentümer nach Abſ. 2a von der Verpflichtung zur Eintragung befreit und eine Ein— 
tragung, von der das Recht des Eigentümers betroffen wird, nicht vorhanden iſt. 

(3) a) Das Grundbuchamt kann, ſofern dies zur Erleichterung des Rechtsverkehrs angezeigt und 
hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt, von der Führung eines Grundbuchblatts für ein 
Grundſtück abſehen, wenn das Grundſtück für ſich allein nur von geringer wirtſchaftlicher 
Bedeutung, aber den wirtſchaftlichen Zwecken mehrerer anderer Grundſtücke zu dienen be— 
ſtimmt iſt, zu dieſen in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältnis und 
im Miteigentum der Eigentümer dieſer Grundſtücke ſteht. 

b) In dieſem Falle müſſen an Stelle des ganzen Grundſtücks die den Eigentümern zuſtehenden 
einzelnen Miteigentumsanteile an dem dienenden Grundſtück auf dem Grundbuchblatt des dem 
einzelnen Eigentümer gehörenden Grundſtücks eingetragen werden. Dieſe Eintragung gilt als 
Grundbuch für den einzelnen Miteigentumsanteil. 

e) Soll über das dienende Grundſtück als Ganzes verfügt werden, fo iſt ein Grundbuchblatt an- 
zulegen. Dasſelbe gilt, wenn die Anteile an dem dienenden Grundſtück nicht mehr den Eigen— 
tümern der herrſchenden Grundſtücke zuſtehen. 


4. Der $ 4 erhält folgende Faſſung: 
s4 

(1) Über mehrere Grundſtücke desſelben Eigentümers, deren Grundbücher von demſelben Grund— 
buchamt geführt werden, kann ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt geführt werden, ſolange hier— 
von Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn die Grundſtücke zu einem Erbhof oder einem Familienfideikommiß 
gehören oder in ähnlicher Weiſe rechtlich miteinander verbunden ſind (3. B. Waldgut, Schutzforſt), 
auch wenn ihre Grundbücher von verſchiedenen Grundbuchämtern geführt werden. In dieſen Fällen 
iſt, wenn es ſich um einen Erbhof handelt, das Grundbuchamt zuſtändig, welches das Grundbuch 
über die Hofſtelle führt; im übrigen iſt das zuſtändige Grundbuchamt nach § 5 des Reichsgeſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu beſtimmen. 


5. Der $ 5 wird durch folgende SS 5 und sa erſetzt: 
8 5 


Ein Grundſtück ſoll nur dann mit einem anderen Grundſtück vereinigt werden, wenn hiervon 
Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. Werden die Grundbücher von verſchiedenen Grundbuchämtern 
geführt, jo iſt das zuſtändige Grundbuchamt nach § 5 des Reichsgeſetzes über die Angelegen— 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu beſtimmen. 


8 5a 
Ein Grundſtück ſoll nur dann einem anderen Grundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben werden, 
wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. Werden die Grundbücher von verſchiedenen Grund— 
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buchämtern geführt, jo iſt für die Entſcheidung über den Antrag auf Zuſchreibung und, wenn 
dem Antrage ſtattgegeben wird, für die Führung des Grundbuchs über das ganze Grundſtück 
das Grundbuchamt zuſtändig, das das Grundbuch über das Hauptgrundſtück führt. 


. Der 8 6 erhält folgende Faſſung: 


§ 6 
(1) Soll ein Grundſtücksteil mit einem Rechte belaſtet werden, jo it er von dem Grundſtück 
abzuſchreiben und als ſelbſtändiges Grundſtück einzutragen. 
(2) Iſt das Recht eine Dienſtbarkeit oder eine Reallaſt, ſo kann die Abſchreibung unter⸗ 
bleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. Jedoch ſind auch in dieſem Falle die 


Vorſchriften des $ 2 Abſ. 3 über die Vorlegung einer Karte entſprechend anzuwenden. 
. Dem 8 8 wird folgender Abſatz 3 zugefügt: 


(3) Die Eintragung des Vermerks (Abſ. 1) iſt auf dem Blatte des belaſteten Grundſtücks 
von Amts wegen erſichtlich zu machen. 


8. Der $ 9 erhält folgende Faſſung: 


10 a. 


8 9 

(1) Urkunden, auf die eine Eintragung ſich gründet oder Bezug nimmt, hat das Grundbuch— 
amt aufzubewahren. Eine ſolche Urkunde darf nur herausgegeben werden, wenn ſtatt der Urkunde 
eine beglaubigte Abſchrift bei dem Grundbuchamt bleibt. g 

(2) Der Senat kann anordnen, daß, wenn eine der im Abſ. 1 bezeichneten Urkunden in an⸗ 
deren Akten des das Grundbuch führenden Amtsgerichts enthalten iſt, ſtatt einer beglaubigten 
Abſchrift der Urkunde eine Verweiſung auf die anderen Akten genügt. 

(3) It über das einer Eintragungsbewilligung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft eine Ur- 
kunde errichtet, jo können die Beteiligten die Urkunde oder eine beglaubigte Abſchrift dem Grund» 
buchamt zur Aufbewahrung übergeben. 


Im $ 10 werden die Worte „oder infolge einer Ablehnung“ geſtrichen. 
. Dem $ 11 wird folgende Vorſchrift als Abſatz 3 angefügt: 


(3) Der Senat kann jedoch die Einſicht des Grundbuchs und der im Ab]. 1 Satz 2 genannten 
Schriftſtücke ſowie die Erteilung von Abſchriften auch darüber hinaus für zuläſſig erklären. 


Der $ 12 erhält folgende Faſſung: 

Verletzt ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit die ihm obliegende 
Amtspflicht, ſo trifft ihn dem Staate gegenüber die im § 839 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſtimmte Verantwortlichkeit. Die im $ 852 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehene 
dreijährige Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem die Erſatzpflicht des Staates von 
dieſem dem Verletzten gegenüber anerkannt oder dem Staate gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. 


11. Dem $ 13 Abſ. 1 werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: 


12. 


13. 


Der Antrag iſt bei dem Grundbuchamt eingegangen, wenn er einem zur Entgegennahme zuſtän⸗ 
digen Beamten vorgelegt iſt. Wird er zur Niederſchrift eines ſolchen Beamten geſtellt, ſo iſt er 
mit Abſchluß der Niederſchrift eingegangen. 


Der $ 29 erhält folgende Faſſung: 
8 29 

(1) Eine Eintragung ſoll nur vorgenommen werden, wenn die Eintragungsbewilligung oder 
die ſonſtigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor dem Grundbuchamt zur Nieder- 
ſchrift des Grundbuchrichters abgegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur- 
kunden nachgewieſen werden. Andere Vorausſetzungen der Eintragung bedürfen, ſoweit ſie nicht 
bei dem Grundbuchamt offenkundig ſind, des Nachweiſes durch öffentliche Urkunden. 

(2) Auf die Niederſchrift des Grundbuchrichters ſind die Vorſchriften über die gerichtliche 
Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts anzuwenden. 

(3) Erklärungen oder Erſuchen einer Behörde, auf Grund deren eine Eintragung vorge— 
nommen werden ſoll, ſind zu unterſchreiben und mit Siegel oder Stempel zu verſehen. 


Der $ 31 wird geſtrichen. 


14. 


15. 


16. 


21. 


18, 


19. 
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Der $ 37 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
§ 37 
(1) Soll bei einem zum Nachlaß oder zu dem Geſamtgut einer ehelichen oder fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gehörenden Grundſtück oder Erbbaurecht einer der Beteiligten als Eigentümer 
oder Erbbauberechtigter eingetragen werden, ſo genügt zum Nachweis der Rechtsnachfolge und 
der zur Eintragung des Eigentumsübergangs erforderlichen Erklärungen der Beteiligten ein 
Zeugnis des Nachlaßgerichts oder des nach S 99 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Ange— 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuſtändigen Amtsgerichts. 
(2) Das Zeugnis darf nur ausgeſtellt werden, wenn: 
a) die Vorausſetzungen für die Erteilung eines Erbſcheins vorliegen oder der Nachweis der ehe— 
lichen Gütergemeinſchaft durch öffentliche Urkunden erbracht iſt, und 
b) die Abgabe der Erklärungen der Beteiligten in einer den Vorſchriften der Grundbuch— 
ordnung entſprechenden Weiſe dem Nachlaßgericht oder dem nach 8 99 Abſ. 2 des Reichs- 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuſtändigen Amtsgericht 
nachgewieſen iſt. 
(3) Die Vorſchriften über die Zuſtändigkeit zur Entgegennahme der Auflaſſung bleiben un— 
berührt. 


Der 8 38 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
§ 38 
Die Vorſchriften des § 37 ſind entſprechend anzuwenden, wenn bei einer Hypothek, Grund— 
ſchuld oder Rentenſchuld, die zu einem Nachlaß oder zu dem Geſamtgut einer ehelichen oder 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört, einer der Beteiligten als neuer Gläubiger eingetragen 
werden ſoll. 


Der $ 45 erhält folgende Faſſung: 
8 45 


Jede Eintragung ſoll den Tag, an welchem ſie erfolgt iſt, angeben. Sie iſt von den zuſtän— 
digen Beamten zu unterſchreiben. 


Hinter dem § 54 wird folgender § 54a eingefügt: 


Ss 54a 
Die auf einem Grundſtück ruhenden öffentlichen Laſten als ſolche ſind von der Eintragung in 
das Grundbuch ausgeſchloſſen, es ſei denn, daß ihre Eintragung geſetzlich beſonders zugelaſſen 
oder angeordnet iſt. 


Der 8 55 erhält folgende Faſſung: 
SU 


Jede Eintragung ſoll dem Antragſteller und dem eingetragenen Eigentümer ſowie allen aus 
dem Grundbuch erſichtlichen Perſonen bekanntgemacht werden, zu deren Gunſten die Eintragung 
erfolgt iſt oder deren Recht durch ſie betroffen wird, die Eintragung eines Eigentümers auch denen, 
für die eine Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld, Reallaſt oder ein Recht an einem ſolchen Recht 
im Grundbuch eingetragen iſt. Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden. 


Der $ 57 erhält folgende Faſſung: 
8 57 
(1) Der Hypothekenbrief ſoll die Nummer des Grundbuchblatts und einen Auszug aus dem 
Grundbuch enthalten. 
(2) In den Auszug ſollen, und zwar in nachſtehender Reihenfolge, aufgenommen werden: 

a) der Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen und, ſoweit zur Ergänzung einer 
Eintragung auf eine Urkunde Bezug genommen iſt, auch der Inhalt dieſer Urkunde; im 
Falle des § 1115 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs braucht der Inhalt der Satzung nicht 
aufgenommen zu werden; 

b) die Bezeichnung des belaſteten Grundſtücks nach dem Inhalt des Grundbuchs; 

c) die Bezeichnung des Eigentümers; 

d) die kurze Bezeichnung der Eintragungen, die der Hypothek im Range vorgehen oder gleich— 
ſtehen, unter Angabe des Zinsſatzes, wenn er acht vom Hundert überſteigt. 


20. 


21. 


321 
(3) Der Auszug iſt auf Antrag zu ergänzen, wenn ſich der Inhalt des Grundbuchs ändert. 
Der $ 58 Abi. 2 erhält folgende Faſſung: ; 


(2) In den Fällen des Abſatzes 1 iſt der Inhalt der Urkunde (ogl. § 57 Abſ. 2a) in den 
Hypothekenbrief nicht aufzunehmen. 


Der $ 76 erhält folgende Faſſung: 
$ 76 


(1) Das Beſchwerdegericht kann vor der Entſcheidung eine einſtweilige Anordnung erlaſſen, 


. insbejondere dem Grundbuchamt aufgeben, eine Vormerkung oder einen Widerſpruch einzutragen, 


22. 


23. 


oder anordnen, daß die Vollziehung der angefochtenen Entſcheidung auszuſetzen iſt. 

(2) Die Vormerkung oder der Widerſpruch (Abſ. 1) wird von Amts wegen gelöſcht, wenn die 
Beſchwerde zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. 

(3) Die Beſchwerde hat nur dann aufſchiebende Wirkung, wenn ſie gegen eine Verfügung ge— 
richtet iſt, durch die eine Strafe feſtgeſetzt wird. 
Der $ 81 Abſ. 2 wird wie folgt gefaßt: 

(2) Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Ausſchließung und Ablehnung der Ge— 
richtsperſonen ſowie die Vorſchriften der SS 136, 137 und 138 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
ſind entſprechend anzuwenden. 


Der fünfte Abſchnitt erhält folgende Faſſung: 
Fünfter Abſchnitt 
Verfahren des Grundbuchamts in beſonderen Fällen 
J. Grundbuch berichtigungszwang 


§ 81 a 
Beſteht begründeter Anlaß zu der Annahme, daß das Grundbuch hinſichtlich der Eintragung 
des Eigentümers durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuchs unrichtig geworden iſt, ſo 
kann das Grundbuchamt, wenn die alsbaldige Berichtigung des Grundbuchs angezeigt eeſcheint, 
dem Eigentümer oder dem Teſtamentsvollſtrecker, dem die Verwaltung des Grundſtücks zuſteht, die 
Verpflichtung auferlegen, den Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs zu ſtellen und die zur 
Berichtigung des Grundbuchs notwendigen Unterlagen zu beſchaffen. 


§ 81 b 
Das Nachlaßgericht, das einen Erbſchein erteilt oder ſonſt die Erben ermittelt hat, ſoll, wenn. 
ihm bekannt iſt, daß zu dem Nachlaß ein Grundſtück gehört, dem zuſtändigen Grundbuchamt von 
dem Erbfall und den Erben Mitteilung machen. 


II. Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen 


Ss 81e 


(1) Das Grundbuchamt kann eine Eintragung über ein Recht nach Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften von Amts wegen als gegenſtandslos löſchen. 

(2) Eine Eintragung iſt gegenſtandslos: 
a) ſoweit das Recht, auf das ſie ſich bezieht, nicht beſteht und feine Entſtehung ausge— 

ſchloſſen iſt; 
b) ſoweit das Recht, auf das ſie ſich bezieht, aus tatſächlichen Gründen dauernd nicht aus⸗ 

geübt werden kann. N 

(3) Zu den Rechten im Sinne der Abſätze 1 und 2 gehören auch Vormerkungen, Wider⸗ 
ſprüche, Verfügungsbeſchränkungen, Enteignungsvermerke und ähnliches. 

§ 81d 

(1) Das Grundbuchamt ſoll das Verfahren zur Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen 
grundſätzlich nur einleiten, wenn beſondere äußere Umſtände (3. B. Umſchreibung des Grundbuch— 
blatts wegen Unüberſichtlichkeit, Teilveräußerung oder Neubelaſtung des Grundſtücks, Anregung 
ſeitens eines Beteiligten) hinreichenden Anlaß dazu geben und Grund zu der Annahme beſteht, 


daß die Eintragung gegenſtandslos iſt. . 
(2) Das Grundbuchamt entſcheidet nach freiem Ermeſſen, ob das Löſchungsverfahren einzu— 


leiten und durchzuführen it; dieſe Entſcheidung iſt unanfechtbar. 
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§ 81e 
Hat ein Beteiligter die Einleitung des Löſchungsverfahrens angeregt, ſo ſoll das Grundbuch— 
amt die Entſcheidung, durch die es die Einleitung des Verfahrens ablehnt oder das eingeleitete 
Verfahren einſtellt, mit Gründen verſehen. 


§ 8lf 

Die Eintragung iſt zu löſchen: 

a) wenn ſich aus Tatſachen oder Rechtsverhältniſſen, die in einer den Anforderungen dieſes Ge— 
ſetzes entſprechenden Weiſe feſtgeſtellt ſind, ergibt, daß die Eintragung gegenſtandslos iſt; 

b) wenn dem Betroffenen eine Löſchungsankündigung zugeſtellt iſt und er nicht binnen einer 
vom Grundbuchamt zugleich zu beſtimmenden Friſt Widerſpruch erhoben hat; 

e) wenn durch einen mit Gründen zu verſehenden Beſchluß rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, daß die 
Eintragung gegenſtandslos iſt. 


§ 81g 
(1) Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenihuld- 
briefen ſowie von Urkunden der in den SS 1154, 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art zur Vorlegung dieſer Urkunden anhalten. 
(2) 8 16 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt auf 
die Löſchungsankündigung (8 81f Buchſtabe b) und den Feſtſtellungsbeſchluß (§S 81 f Buchſtabe c) 
mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
a) die SS 174, 175 der Zivilprozeßordnung ſind nicht anzuwenden; 
b) die Löſchungsankündigung ($ 817 Buchſtabe b) kann nicht öffentlich zugeſtellt werden; 
e) der Feſtſtellungsbeſchluß ($ 81 f Buchſtabe e) kann auch dann, wenn die Perſon des Betei— 
ligten, dem zugeſtellt werden ſoll, unbekannt iſt, öffentlich zugeſtellt werden. 


§ 81h 

(1) Die Beſchwerde ($ 71) gegen den Feſtſtellungsbeſchluß iſt binnen einer Friſt von zwei 
Wochen ſeit Zuſtellung des angefochtenen Beſchluſſes an den Beſchwerdeführer einzulegen. Das 
Grundbuchamt und das Beſchwerdegericht können in beſonderen Fällen in ihrer Entſcheidung eine 
längere Friſt beſtimmen. 

(2) Auf den zur Zuſtellung beſtimmten Ausfertigungen der Beſchlüſſe ſoll vermerkt werden, ob 
gegen die Entſcheidung ein Rechtsmittel zuläſſig und bei welcher Behörde, in welcher Form und 
binnen welcher Friſt es einzulegen iſt. 


III. Klarſtellung der Rangverhältniſſe 
§ 811 


Das Grundbuchamt kann aus beſonderem Anlaß, insbeſondere bei Umſchreibung unüberſicht— 
licher Grundbücher, Unklarheiten und Unüberſichtlichkeiten in den Rangverhältniſſen von Amts 
wegen oder auf Antrag eines Beteiligten beſeitigen. 


§ 81K 


(1) Vor der Umſchreibung eines unüberſichtlichen Grundbuchblatts hat das Grundbuchamt 
zu prüfen, ob die Rangverhältniſſe unklar oder unüberſichtlich ſind und ihre Klarſtellung nach den 
Umſtänden angezeigt erſcheint. Das Grundbuchamt entſcheidet hierüber nach freiem Ermeſſen. Die 
Entſcheidung iſt unanfechtbar. 

(2) Der Beſchluß, durch den das Verfahren eingeleitet wird, iſt allen Beteiligten zuzuſtellen. 

(3) Die Einleitung des Verfahrens iſt im Grundbuche zu vermerken. 

(4) Der Beſchluß, durch den ein Antrag auf Einleitung des Verfahrens abgelehnt wird, iſt 
nur dem Antragſteller bekanntzumachen. 


§ 811 


(1) In dem Verfahren gelten als Beteiligte: 


a) der zur Zeit der Eintragung des Vermerks (8 81K Abſ. 3) im Grundbuch eingetragene 
Eigentümer und, wenn das Grundſtück mit einer Geſamthypothek, (grundſchuld, ⸗rentenſchuld) 
belaſtet iſt, die im Grundbuch eingetragenen Eigentümer der anderen mit dieſem Rechte be— 
laſteten Grundſtücke; 
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b) Perſonen, für die in dem unter a beſtimmten Zeitpunkt ein Recht am Grundſtück oder ein 
Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Recht im Grundbuch eingetragen oder durch Ein- 
tragung geſichert iſt; 

c) Perſonen, die ein Recht am Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Recht im 
Verfahren anmelden und auf Verlangen des Grundbuchamts oder eines Beteiligten glaub— 
haft machen. 

(2) Beteiligter iſt nicht, weſſen Recht von der Rangbereinigung nicht berührt wird. 
§ 8lm 
Iſt der im Grundbuch als Eigentümer oder Berechtigter Eingetragene nicht der Berechtigte, 
ſo hat er dies unverzüglich nach Zuſtellung des Einleitungsbeſchluſſes dem Grundbuchamt anzu— 
zeigen und anzugeben, was ihm über die Perſon des Berechtigten bekannt iſt. Ein ſchriftlicher 
Hinweis auf dieſe Pflicht iſt ihm zugleich mit dem Einleitungsbeſchluß zuzuſtellen. 


§ 8ln 
(1) Das Grundbuchamt kann von Amts wegen Ermittlungen darüber anſtellen, ob das Eigen— 
tum oder ein eingetragenes Recht dem als Berechtigten Eingetragenen oder einem anderen zuſteht, 
und die hierzu geeigneten Beweiſe erheben. Inwieweit § 36 anzuwenden iſt, entſcheidet das Grund- 
buchamt nach freiem Ermeſſen. 
(2) Der ermittelte Berechtigte gilt vom Zeitpunkt ſeiner Feſtſtellung an auch als Beteiligter. 
(3) Beſtehen Zweifel darüber, wer von mehreren Perſonen der Berechtigte iſt, ſo gelten ſämt— 
liche Perſonen als Berechtigte. 
§ 810 
(1) Wechſelt im Laufe des Verfahrens die Perſon eines Berechtigten, jo gilt der neue Be— 
rechtigte von dem Zeitpunkt ab, zu dem feine Perſon dem Grundbuchamt bekannt wird, als Be- 
teiligter. 
(2) Das gleiche gilt, wenn im Laufe des Verfahrens ein neues Recht am Grundſtück oder an 
einem das Grundſtück belaſtenden Rechte begründet wird, das von dem Verfahren berührt wird. 


s 8lp 
Iſt die Perſon oder der Aufenthalt eines Beteiligten oder feines Vertreters unbekannt, jo kann 
das Grundbuchamt dem Beteiligten für das Rangbereinigungsverfahren einen Pfleger beſtellen. 
Für die Pflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Grundbuchamt. 


§ 819 

(1) Wohnt ein Beteiligter nicht im Gebiet der Freien Stadt Danzig und hat er einen dort— 
ſelbſt wohnenden Bevollmächtigten nicht beſtellt, ſo kann das Grundbuchamt anordnen, daß er 
einen im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnenden Bevollmächtigten zum Empfang der für ihn 
beſtimmten Sendungen oder für das Verfahren beſtelle. 

(2) Hat das Grundbuchamt dies angeordnet, ſo können, ſolange der Beteiligte den Bevoll— 
mächtigten nicht beſtellt hat, nach der Ladung zum erſten Verhandlungsterimn alle weiteren Zu— 
ſtellungen in der Art bewirkt werden, daß das zuzuſtellende Schriftſtück unter der Anſchrift des 
Beteiligten nach ſeinem Wohnorte zur Poſt gegeben wird; die Poſtſendungen ſind mit der Be— 
zeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. Die Zuſtellung gilt mit der Aufgabe zur Poſt als bewirkt, 
ſelbſt wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. 


8 8lr 
Die öffentliche Zuſtellung iſt unzuläſſig. 
§ 8ls 
Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuld⸗ 
briefen ſowie von Urkunden der in den 88 1154, 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art zur Vorlegung dieſer Urkunden anhalten. 
§ 8lt 
Das Grundbuchamt hat die Beteiligten zu einem Verhandlungstermin über die Klarſtellung 
der Rangverhältniſſe zu laden. Die Ladung ſoll den Hinweis enthalten, daß ungeachtet des Aus— 
bleibens eines Beteiligten über die Klarſtellung der Rangverhältniſſe verhandelt werden würde. 
§ 8lu 
(1) Die Friſt zwiſchen der Ladung und dem Termin ſoll mindeſtens zwei Wochen betragen. 


324 


(2) Dieſe Vorſchrift iſt auf eine Vertagung ſowie auf einen Termin zur Fortſetzung der Ver— 
handlung nicht anzuwenden. Die zu dem früheren Termin Geladenen brauchen zu dem neuen 
Termin nicht nochmals geladen zu werden, wenn dieſer verkündet iſt. 


§ 81 v 


(1) In dem Termin hat das Grundbuchamt zu verſuchen, eine Einigung der Beteiligten auf 
eine klare Rangordnung herbeizuführen. Einigen ſich die erſchienenen Beteiligten, ſo hat das 
Grundbuchamt die Vereinbarung zu beurkunden. Ein nicht erſchienener Beteiligter kann feine Zu⸗ 
ſtimmung zu der Vereinbarung in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde erteilen. 

(2) Einigen ſich die Beteiligten, fo iſt das Grundbuch der Vereinbarung gemäß umzuſchreiben. 


§ 81 w 


Einigen ſich die Beteiligten nicht, ſo macht das Grundbuchamt ihnen einen Vorſchlag für eine 
neue Rangordnung. Es kann hierbei eine Anderung der beſtehenden Rangverhältniſſe, ſoweit ſie 
zur Herbeiführung einer klaren Rangordnung erforderlich iſt, vorſchlagen. 


§ 81x 


(1) Der Vorſchlag iſt den Beteiligten mit dem Hinweiſe zuzuſtellen, daß fie gegen ihn binnen 
einer Friſt von einem Monat von der Zuſtellung ab bei dem Grundbuchamte Widerſpruch erheben 
können. In beſonderen Fällen kann eine längere Friſt beſtimmt werden. 

(2) Der Widerſpruch iſt ſchriftlich oder durch Erklärung zur Niederſchrift des Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts einzulegen; in letzterem Falle iſt die Widerſpruchsfriſt ge— 
wahrt, wenn die Erklärung innerhalb der Friſt abgegeben iſt. 


8 81 

(1) Einem Beteiligten, der ohne fein Verſchulden verhindert war, die Friſt (§ 81 x) ein⸗ 
zuhalten, hat das Grundbuchamt auf ſeinen Antrag Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu 
gewähren, wenn er binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des Hinderniſſes den Widerſpruch 
einlegt und die Tatſachen, die die Wiedereinſetzung begründen, glaubhaft macht. 

(2) Die Entſcheidung, durch die Wiedereinſetzung erteilt wird, iſt unanfechtbar; gegen die 
Entſcheidung, durch die der Antrag auf Wiedereinſetzung als unzuverläſſig verworfen oder zurückge— 
wieſen wird, iſt die ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuläſſig. 

(3) Die Wiedereinſetzung kann nicht mehr beantragt werden, nachdem die neue Rangordnung 
eingetragen oder wenn ſeit dem Ende der verſäumten Friſt ein Jahr verſtrichen iſt. 


8 812 

(1) Sit ein Rechtsſtreit anhängig, der die Rangverhältniſſe des Grundſtücks zum Gegenſtand 
hat, ſo iſt das Verfahren auf Antrag eines Beteiligten bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auszu— 
ſetzen. 

(2) Das Grundbuchamt kann auch von Amts wegen das Verfahren ausſetzen und den Be— 
teiligten oder einzelnen von ihnen unter Beſtimmung einer Friſt aufgeben, die Entſcheidung des 
Prozeßgerichts herbeizuführen, wenn die Aufſtellung einer neuen klaren Rangordnung von der 
Entſcheidung eines Streites über die beſtehenden Rangverhältniſſe abhängt. 


§ 81 aa 
Iſt der Rechtsſtreit erledigt, ſo ſetzt das Grundbuchamt das Verfahren inſoweit fort, als es 
noch erforderlich iſt, um eine klare Rangordnung herbeizuführen. 
§ 81 bb 
(1) Nach dem Ablauf der Widerſpruchsfriſt ſtellt das Grundbuchamt durch Beſchluß die neue 
Rangordnung feſt, ſofern nicht Anlaß beſteht, einen neuen Vorſchlag zu machen. Es entſcheidet 
hierbei zugleich über die nicht erledigten Widerſprüche; inſoweit iſt die Entſcheidung mit Gründen 
zu verſehen. 
(2) Iſt über einen Widerſpruch entſchieden, ſo iſt der Beſchluß allen Beteiligten zuzuſtellen. 
§ 81 ce 


Das Grundbuchamt kann jederzeit das Verfahren einſtellen, wenn es ih von ſeiner Fort- 
ſetzung keinen Erfolg verſpricht. Der Einſtellungsbeſchluß iſt unanfechtbar. 


24. 


25. 
26. 


27. 


28. 


29, 


30. 
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§ 81 dd 
(1) Hat das Grundbuchamt in dem Beſchluß, durch den die neue Rangordnung feſtgeſtellt 
wird, über einen Widerſpruch entſchieden, ſo iſt gegen den Beſchluß die ſofortige Beſchwerde nach 
den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuläſſig. 
(2) Die weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. 
§ 8lee 
Iſt die neue Rangordnung rechtskräftig feſtgeſtellt, ſo hat das Grundbuchamt das Grundbuch 
nach Maßgabe dieſer Rangordnung umzuſchreiben. 
§ 8lff 
Iſt die neue Rangordnung (§ 81 u Abſ. 2, § 8lee) eingetragen, ſo tritt fie an die Stelle der 
bisherigen Rangordnung. 
§ 8198 
Wird die neue Rangordnung eingetragen ($ 81 v Abſ. 2, $ 81 ee) oder wird das Verfahren 
eingeſtellt (S 81 cc), jo iſt der Einleitungsvermerk zu löſchen. 
§ 81 hh 
Die Koſten des Verfahrens erſter Inſtanz verteilt das Grundbuchamt auf die Beteiligten nach 
billigem Ermeſſen. 
8 8 81 ü 
Wird durch das Verfahren ein anhängiger Rechtsſtreit erledigt, ſo trägt jede Partei die ihr 
entſtandenen außergerichtlichen Koſten. Die Gerichtskoſten werden niedergeſchlagen. 
Der fünfte Abſchnitt wird zum ſechſten Abſchnitt und erhält die Überſchrift: 
Sechſter Abſchnitt 
bergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen 
Die SS 85, 86, 90, 93, 95 bis 102 werden geſtrichen. 
Der $ 87 erhält folgende Faſſung: 
§ 87 


Die Bücher, die nach den bisherigen Beſtimmungen als Grundbücher geführt wurden, gelten 
als Grundbücher im Sinne dieſes Geſetzes. 


Im $ 89 werden an Stelle der Worte „zufolge landesherrlicher Verordnung“ die Worte „nach 


§ 87“ geſetzt. 
Der 8 91 erhält folgende Faſſung: 
sg 
Das Verfahren zum Zwecke der Eintragung von Grundſtücken, die bei der Anlegung des 
Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten haben, wird durch Verordnung des Senats beſtimmt. 
Der 8 92 wird wie folgt gefaßt: 
§ 92 
Das Verfahren zum Zwecke der Wiederherſtellung eines ganz oder teilweiſe zerſtörten oder ab— 
handen gekommenen Grundbuchs ſowie zum Zwecke der Wiederbeſchaffung zerſtörter oder ab⸗ 
handen gekommener Urkunden der im § 9 Abſ.1 bezeichneten Art wird durch Verordnung des 
Senats beſtimmt. Die Verordnung kann auch darüber Beſtimmung treffen, in welcher Weiſe bis zur 
Wiederherſtellung des Grundbuchs die zu einer Rechtsänderung erforderliche Eintragung erſetzt 
werden ſoll. 
Der 8 94 erhält folgende Faſſung: 
8 94 
Der Senat kann, unbeſchadet der Vorſchriften des § 11, Anordnungen über die Einſicht der 
Grundakten und die Erteilung von Abſchriften treffen. 


Artikel 2 


Die §s 13, 14 des Geſetzes über die Bereinigung der Grundbücher vom 26. Juni 1931 
(G. Bl. S. 584) ſowie die 88 1 bis 32 der Durchführungsverordnung zu dieſem Geſetze vom 
30. November 1931 (G. Bl. S. 894) werden aufgehoben. 
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Artikel 3 


Der $ 33 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 in der Faſſung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 771) erhält folgende Faſſung: 


8 33 

Iſt jemandem durch eine Verfügung des Gerichts die Verpflichtung auferlegt, eine Handlung 
vorzunehmen, die ausſchließlich von ſeinem Willen abhängt, oder eine Handlung zu unterlaſſen 
oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, ſo kann ihn das Gericht, ſoweit ſich nicht aus dem 
Geſetz ein anderes ergibt, zur Befolgung ſeiner Anordnung durch Ordnungsſtrafen anhalten. 
Bei Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe iſt der Beteiligte zugleich in die Koſten des Verfahrens zu 
verurteilen. 

Soll eine Sache oder eine Perſon herausgegeben oder eine Sache vorgelegt werden, oder iſt 
eine Anordnung ohne Gewalt nicht durchzuführen, ſo kann auf Grund einer beſonderen Verfügung 
des Gerichts auch Gewalt gebraucht werden. Der Vollſtreckungsbeamte iſt befugt, erforderlichen— 
falls die Unterſtützung der polizeilichen Vollzugsorgane nachzuſuchen. Die Koſten fallen dem Ver— 
pflichteten zur Laſt. Die Vorſchriften des $ 752 und des § 790 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung 
ſind entſprechend anzuwenden. Wird die Sache oder die Perſon nicht vorgefunden, ſo kann das 
Gericht den Verpflichteten zur Leiſtung des Offenbarungseides anhalten. Der § 883 Abſ. 2 und 3, 
der § 900 Abſ. 1 und die SS 901, 902, 904 bis 910, 912, 913 der Zivilprozeßordnung ſind 
entſprechend anzuwenden. 

Die Ordnungsſtrafe (Abſ. 1) muß, bevor ſie feſtgeſetzt wird, angedroht werden. Die einzelne 
Strafe darf den Betrag von eintauſend Gulden nicht überſteigen. Die beſondere Verfügung 
(Abſ. 2) ſoll in der Regel, bevor ſie erlaſſen wird, angedroht werden. 


Artikel 4 


Soweit das Grundbuch hinſichtlich der Eintragung des Eigentümers unrichtig iſt, wird, wenn der 
Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs von dem Eigentümer bis zum 1. Oktober 1933 geſtellt iſt, 
eine Gebühr für die Eintragung des Eigentümers nicht erhoben. 


Artikel 5 


Bis zum Inkrafttreten einer anderweitigen Regelung gelten für die Koſten der im Artikel 1 Nr. 23 
unter II und III geregelten Verfahren folgende Vorſchriften: 


I 


(1) Das Verfahren zur Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen vor dem Grundbuchamt, ein- 
ſchließlich der Beurkundung von Erklärungen der Beteiligten, und die Löſchungen ſind gebührenfrei. 
Das Grundbuchamt kann die Gebühr für die Löſchung einem Beteiligten auferlegen, wenn dies nach 
den Umſtänden angemeſſen erſcheint. 

(2) Die Auslagen fallen dem Beteiligten zur Laſt, zu deſſen Gunſten die Löſchung erfolgt oder 
erfolgen ſoll. 

(3) Für die Koſten der Beſchwerdeinſtanz gelten folgende Beſtimmungen: 

a) Für die Entſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, wird ein Achtel der 
vollen Gebühr des § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig 
verworfen oder zurückgewieſen wird. Soweit dies nicht der Fall iſt, werden keine Gebühren erhoben. 

b) Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine gebührenpflichtige Entſcheidung ergangen 
iſt, jo wird ein Zehntel der vollen Gebühr des $ 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. Be— 
trifft die Zurücknahme nur einen Teil des Beſchwerdegegenſtandes, während über einen anderen Teil 
entſchieden wird, ſo iſt die Gebühr für die Zurücknahme nur inſoweit zu erheben, als die Beſchwerde— 
gebühr ſich erhöht haben würde, wenn die Entſcheidung auf den zurückgenommenen Teil erſtreckt 
worden wäre. 


e) Das Gericht beſtimmt den Wert des Beſchwerdegegenſtandes nach freiem Ermeſſen. 


II 


(1) Das Verfahren vor dem Grundbuchamt zur Klarſtellung der Rangverhältniſſe in eriter In— 
ſtanz, einſchließlich der Eintragungen und Löſchungen, iſt gebührenfrei. 
(2) Für die Koſten der Beſchwerdeinſtanz gilt I Abſ. 3 dieſes Artikels. 
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Artikel 6 


(1) Artikel 4 dieſer Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Das gleiche gilt, inſoweit die Verordnung den Senat ermächtigt, Anordnungen zur Ausführung der 
Grundbuchordnung zu erlaſſen. 

(2) Im übrigen tritt dieſe Verordnung am 1. Januar 1938 in Kraft, ſoweit ſich nicht aus den 
nachfolgenden Vorſchriften Abweichendes ergibt. 

(3) Anderweitige geſetzliche Vorſchriften, welche das von dieſer Verordnung umfaßte Gebiet be— 
treffen, treten zu dem in den Abſätzen 1 und 2 bezeichneten Zeitpunkt außer Kraft, ſoweit ſich nicht 
aus den nachfolgenden Vorſchriften Abweichendes ergibt. 

(4) Soweit in Geſetzen (Artikel 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch) auf Vor⸗ 
ſchriften verwieſen iſt, die durch dieſe Verordnung außer Kraft geſetzt werden, treten an ihre Stelle die 
entſprechenden Vorſchriften dieſer Verordnung. 

Artikel 7 


Der Senat kann die Grundbuchordnung im neuen Wortlaut mit den durch die Anpaſſung an dieſe 
Verordnung gebotenen Faſſungsänderungen und mit fortlaufender Paragraphenfolge im Geſetzblatt 
bekanntmachen. 

Danzig, den 5. April 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 1700 a Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


96 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung der Grundbuchordnung. 
Vom 5. April 1937. 


Gemäß Artikel 7 der Verordnung zur Anderung des Verfahrens in Grundbuchſachen vom 5. April 
1937 (G. Bl. S. 317) wird die Grundbuchordnung in der vom 1. Januar 1938 an geltenden Faſſung 
hiermit bekanntgemacht. Die Paragraphennummern der bisherigen Faſſung ſind den jetzigen in Klam— 
mern beigefügt, ſoweit ſie von dieſen abweichen. 

Danzig, den 5. April 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 17% Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


Grundbuchordnung 
Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 


8 1 

(1) Die Grundbücher werden von den Amtsgerichten geführt (Grundbuchämter). Dieſe find für die 
in ihrem Bezirk liegenden Grundſtücke zuſtändig. 

(2) Liegt ein Grundſtück in dem Bezirk mehrerer Grundbuchämter, jo iſt das zuſtändige Grund— 
buchamt nach 8 5 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu be- 
ſtimmen. 

(3) Die ſachliche Zuſtändigkeit der Grundbuchbeamten, die Einrichtung und die Führung der 
Grundbücher beſtimmen ſich, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetz geregelt ſind, nach den Anordnungen des 
Senats. 

8 2 

(1) Die Grundbücher find für Bezirke einzurichten. f 

(2) Die Grundſtücke werden in den Büchern nach einem amtlichen Verzeichnis benannt, in dem ſie 
unter Nummern oder Buchſtaben aufgeführt ſind. Der Senat beſtimmt die Einrichtung des Verzeich— 
niſſes. 

(3) a) Ein Teil eines Grundſtücks ſoll von dieſem nur abgeſchrieben werden, wenn ein beglaubigter 
Auszug aus dem amtlichen Verzeichnis und, ſofern eine Karte geführt wird, eine von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde beglaubigte Karte vorgelegt wird, aus denen die Größe und die Lage des 
Teils erſichtlich ſind; der Teil muß im amtlichen Verzeichnis unter einer beſonderen Nummer 
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oder einem beſonderen Buchſtaben verzeichnet fein, es ſei denn, daß nach dem Ermeſſen der 
zur Führung der Karte zuſtändigen Behörde die Nummer in der Karte nicht deutlich dargeſtellt 
werden kann. Eine Karte braucht nicht vorgelegt zu werden, wenn bei der Abſchreibung die 
Karte ſich nicht verändert und die zuſtändige Behörde beſcheinigt, daß der abzuſchreibende Teil 
von dem übrigen Teil des Grundſtücks räumlich getrennt liegt. Ändert ſich die Karte bei der 
Abſchreibung nicht und liegt der abzuſchreibende Teil von dem übrigen Teil des Grundſtücks 
nicht räumlich getrennt, ſo hat die zur Führung der Karte zuſtändige Behörde auf der Karte 
zu beſcheinigen, daß die kartenmäßige und die örtliche Grenze zwiſchen dem abzuſchreibenden 
Teil und dem übrigen Teil des Grundſtücks übereinſtimmen. 
b) Der Auszug und die Karte brauchen nicht vorgelegt zu werden bei Abſchreiungen, die auf 
Erſuchen einer Auseinanderſetzungsbehörde auf Grund eines von ihr beſtätigten Rezeſſes (Feld— 
bereinigungsurkunde, Endbeſcheid des Flurbereinigungsamts und ähnliches) oder auf Erſuchen 
der zuſtändigen Behörde auf Grund eines Enteignungsbeſchluſſes erfolgen ſollen. 
Sofern das amtliche Verzeichnis vom Grundbuchamt ſelbſt geführt wird, tritt an die Stelle 
des unter a genannten beglaubigten Auszugs ein von der zuſtändigen Behörde beglaubigter, 
zur Berichtigung des amtlichen Verzeichniſſes geeigneter Auszug. 


8 3 
(1) Jedes Grundſtück erhält im Grundbuch eine beſondere Stelle (Grundbuchblatt). Das Grund— 
buchblatt iſt für das Grundſtück als das Grundbuch im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzuſehen. 
Das Verfahren zur Beſeitigung einer Doppelbuchung beſtimmt der Senat. 

(2) a) Die Grundſtücke des Staates, der Gemein den und anderer Kommunalverbände, der Kirchen, 
Klöſter und Schulen, die Waſſerläufe, die öffentlichen Wege, ſowie die Grundſtücke, welche 
einem dem öffentlichen Verkehr dienenden Bahnunternehmen gewidmet ſind, erhalten ein 
Grundbuchblatt nur auf Antrag des Eigentümers oder eines Berechtigten. 

b) Ein Grundſtück iſt auf Antrag des Eigentümers aus dem Grundbuch auszuſcheiden, wenn 
der Eigentümer nach Abſ. 2a von der Verpflichtung zur Eintragung befreit und eine Ein— 
tragung, von der das Recht des Eigentümers betroffen wird, nicht vorhanden iſt. 

(3) a) Das Grundbuchamt kann, ſofern dies zur Erleichterung des Rechtsverkehrs angezeigt und 
hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt, von der Führung eines Grundbuchblatts für ein 
Grundſtück abſehen, wenn das Grundſtück für ſich allein nur von geringer wirtſchaftlicher 
Bedeutung, aber den wirtſchaftlichen Zwecken mehrerer anderer Grundſtücke zu dienen beſtimmt 
iſt, zu dieſen in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältnis und im Mit- 
eigentum der Eigentümer dieſer Grunditüde ſteht. 8 } 

b) In dieſem Falle müſſen an Stelle des ganzen Grundſtücks die den Eigentümern zuſtehenden 
einzelnen Miteigentumsanteile an dem dienenden Grundſtück auf dem Grundbuchblatt des 
dem einzelnen Eigentümer gehörenden Grundſtücks eingetragen werden. Dieſe Eintragung gilt 
als Grundbuch für den einzelnen Miteigentumsanteil. 

c) Soll über das dienende Grundſtück als Ganzes verfügt werden, ſo iſt ein Grundbuchblatt 
anzulegen. Dasſelbe gilt, wenn die Anteile an dem dienenden Grundſtück nicht mehr den 
Eigentümern der herrſchenden Grundſtücke zuſtehen. 


8 4 

(1) über mehrere Grundſtücke desſelben Eigentümers, deren Grundbücher von demſelben Grund— 
buchamt geführt werden, kann ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt geführt werden, ſolange hiervon 
Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn die Grundſtücke zu einem Erbhof oder einem Familienfideikommiß ge— 
hören oder in ähnlicher Weiſe rechtlich miteinander verbunden ſind (z. B. Waldgut, Schutzforſt), auch 
wenn ihre Grundbücher von verſchiedenen Grundbuchämtern geführt werden. In dieſen Fällen iſt, 
wenn es ſich um einen Erbhof handelt, das Grundbuchamt zuſtändig, welches das Grundbuch über die 
Hofſtelle führt; im übrigen iſt das zuſtändige Grundbuchamt nach § 5 des Reichsgeſetzes über die An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu beſtimmen. 


I 8 5 
Ein Grundſtück ſoll nur dann mit einem anderen Grundſtück vereinigt werden, wenn hiervon Ver— 
wirrung nicht zu beſorgen iſt. Werden die Grundbücher von verſchiedenen Grundbuchämtern geführt, 
jo iſt das zuſtändige Grundbuchamt nach $ 5 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zu beſtimmen. 


— 


c 
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Ein Grundſtück ſoll nur dann einem anderen Grundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben werden, 
wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. Werden die Grundbücher von verſchiedenen Grund— 
buchämtern geführt, ſo iſt für die Entſcheidung über den Antrag auf Zuschreibung und, wenn dem 
Antrage ſtattgegeben wird, für die Führung des Grundbuchs über das ganze Grundſtück das Grund— 
buchamt zuſtändig, das das Grundbuch über das Hauptgrundſtück führt. 


8 7 G 6) 
(1) Soll ein Grundſtücksteil mit einem Rechte belaſtet werden, jo iſt er von dem Grundſtück ab- 
zuſchreiben und als ſelbſtändiges Grundſtück einzutragen. 
(2) Iſt das Recht eine Dienſtbarkeit oder eine Reallaſt, ſo kann die Abſchreibung unterbleiben, 
wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. Jedoch ſind auch in dieſem Falle die Vorſchriften des 
§ 2 Abi. 3 über die Vorlegung einer Karte entſprechend anzuwenden. 


§ 8 (8 7) 

(1) Iſt auf dem Blatt eines Grundſtücks ein Erbbaurecht eingetragen, jo iſt auf Antrag für 
dieſes Recht ein beſonderes Grundbuchblatt anzulegen. Dies geſchieht von Amts wegen, wenn das Recht 
veräußert oder belaſtet werden ſoll. 

(2) Die Anlegung wird auf dem Blatte des Grundſtücks vermerkt. 


89 688) 

(1) Rechte, die dem jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks zuſtehen, ſind auf Antrag auch auf 
dem Blatte dieſes Grundſtücks zu vermerken. Antragsberechtigt iſt der Eigentümer des Grundſtücks 
ſowie jeder, deſſen Zuſtimmung nach $ 876 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Aufhebung des 
Rechtes erforderlich iſt. 

(2) Der Vermerk iſt von Amts wegen zu berichtigen, wenn das Recht geändert oder aufgehoben 
wird. 

(3) Die Eintragung des Vermerks (Abſ. 1) iſt auf dem Blatte des belaſteten Grundſtücks von 
Amts wegen erſichtlich zu machen. 

§ 10 ($9 

(1) Urkunden, auf die eine Eintragung ſich gründet oder Bezug nimmt, hat das Grundbuchamt 
aufzubewahren. Eine ſolche Urkunde darf nur herausgegeben werden, wenn ſtatt der Urkunde eine 
beglaubigte Abſchrift bei dem Grundbuchamt bleibt. 

(2) Der Senat kann anordnen, daß, wenn eine der im Abſ. 1 bezeichneten Urkunden in anderen 
Akten des das Grundbuch führenden Amtsgerichts enthalten iſt, ſtatt einer beglaubigten Abſchrift 
der Urkunde eine Verweiſung auf die anderen Akten genügt. 

(3) Iſt über das einer Eintragungsbewilligung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft eine Urkunde er— 
richtet, ſo können die Beteiligten die Urkunde oder eine beglaubigte Abſchrift dem Grundbuchamt zur 
Aufbewahrung übergeben. 

8 11 (8 10) 

Eine Eintragung in das Grundbuch iſt nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil ein Grundbuch- 

beamter ſie bewirkt hat, der von der Mitwirkung bei der Eintragung kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt. 


§ 12 (S 11) 

(1) Die Einſicht des Grundbuchs iſt jedem geſtattet, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt. Das 
gleiche gilt von Urkunden, auf die im Grundbuche zur Ergänzung einer Eintragung Bezug genommen 
iſt, ſowie von den noch nicht erledigten Eintragungsanträgen. 

(2) Soweit die Einſicht des Grundbuchs, der im Abſ. 1 bezeichneten Urkunden und der noch nicht 
erledigten Eintragungsanträge geſtattet iſt, kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift iſt auf 
Verlangen zu beglaubigen. 

a (3) Der Senat kann jedoch die Einſicht des Grundbuchs und der im Abſ. 1 Satz 2 genannten 
Schriftſtücke ſowie die Erteilung von Abſchriften auch darüber hinaus für zuläſſig erklären. 


8124 (8 12) 

Verletzt ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit die ihm obliegende Amts- 
pflicht, fo trifft ihn dem Staate gegenüber die im § 839 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte 
Verantwortlichkeit. Die im $ 852 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehene dreijährige Ver⸗ 
jährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem die Erſatzpflicht des Staates von dieſem dem Ver⸗ 
letzten gegenüber anerkannt oder dem Staate gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. 
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8 13 
(1) Eine Eintragung ſoll, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt, nur auf Antrag erfolgen. 
Der Zeitpunkt, in welchem ein Antrag bei dem Grundbuchamt eingeht, ſoll auf dem Antrage genau 
vermerkt werden. Der Antrag iſt bei dem Grundbuchamt eingegangen, wenn er einem zur Entgegen— 
nahme zuſtändigen Beamten vorgelegt iſt. Wird er zur Niederſchrift eines ſolchen Beamten geſtellt, ſo 
iſt er mit Abſchrift der Niederſchrift eingegangen. 
(2) Antragsberechtigt iſt jeder, deſſen Recht von der Eintragung betroffen wird oder zu deſſen 
Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll. f 
Ss 14 
Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Berechtigten darf auch von demjenigen 
beantragt werden, welcher auf Grund eines gegen den Berechtigten vollſtreckbaren Titels eine Ein— 
tragung in das Grundbuch verlangen kann, ſofern die Zuläſſigkeit dieſer Eintragung von der vor— 
gängigen Berichtigung des Grundbuchs abhängt. 


8 15 


Iſt die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem Notar beurkundet oder beglau— 
bigt, ſo gilt dieſer als ermächtigt, im Namen eines Antragsberechtigten die Eintragung zu beantragen. 


Ss 16 
(1) Einem Eintragungsantrage, deſſen Erledigung an einen Vorbehalt geknüpft wird, ſoll nicht 
ſtattgegeben werden. 
(2) Werden mehrere Eintragungen beantragt, ſo kann von dem Antragſteller beſtimmt werden, 
daß die eine Eintragung nicht ohne die andere erfolgen ſoll. 


8 17 
Werden mehrere Eintragungen beantragt, durch die dasſelbe Recht betroffen wird, ſo darf die 
ſpäter beantragte Eintragung nicht vor der Erledigung des früher geſtellten Antrags erfolgen. 


8 18 

(1) Steht einer beantragten Eintragung ein Hindernis entgegen, jo hat das Grundbuchamt ent: 
weder den Antrag unter Angabe der Gründe zurückzuweiſen oder dem Antragſteller eine angemeſſene 
Friſt zur Hebung des Hinderniſſes zu beſtimmen. Im letzteren Fall iſt der Antrag nach dem Ab— 
lauf der Friſt zurückzuweiſen, wenn nicht inzwiſchen die Hebung des Hinderniſſes nachgewieſen iſt. 

(2) Wird vor der Erledigung des Antrags eine andere Eintragung beantragt, durch die dasſelbe 
Recht betroffen wird, ſo iſt zugunſten des früher geſtellten Antrags von Amts wegen eine Vormer— 
kung oder ein Widerſpruch einzutragen; die Eintragung gilt im Sinne des § 17 als Erledigung 
dieſes Antrags. Die Vormerkung oder der Widerſpruch wird von Amts wegen gelöſcht, wenn der 
früher geſtellte Antrag zurückgewieſen wird. 

8 19 
Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen Recht von ihr betroffen wird. 


§ 20 
Im Falle der Auflaſſung eines Grundſtücks ſowie im Falle der Beſtellung, Anderung des In— 
halts oder Übertragung eines Erbbaurechts darf die Eintragung nur erfolgen, wenn die erforderliche 
Einigung des Berechtigten und des anderen Teils erklärt iſt. 


8 21 
Steht ein Recht, das durch die Eintragung betroffen wird, dem jeweiligen Eigentümer eines 
Grundſtücks zu, ſo bedarf es der Bewilligung der Perſonen, deren Zuſtimmung nach § 876 Satz 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Aufhebung des Rechtes erforderlich iſt, nur dann, wenn das Recht 
auf dem Blatte des Grundſtücks vermerkt iſt. 
8 22 
(1) Zur Berichtigung des Grundbuchs bedarf es der Bewilligung nach 8 19 nicht, wenn die Un— 
richtigkeit nachgewieſen wird. Dies gilt insbeſondere für die Eintragung oder Löſchung einer Verfü— 
gungsbeſchränkung. 
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(2) Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers oder eines Erbbau— 
berechtigten darf, ſofern nicht der Fall des § 14 vorliegt, nur mit Zuſtimmung des Eigentümers oder 
des Erbbauberechtigten erfolgen. 


§ 23 
(1) Ein Recht, das auf die Lebenszeit des Berechtigten beſchränkt iſt, darf nach deſſen Tode, falls 
Rückſtände von Leiſtungen nicht ausgeſchloſſen ſind, nur mit Bewilligung des Rechtsnachfolgers gelöſcht 
werden, wenn die Löſchung vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten erfolgen 
ſoll oder wenn der Rechtsnachfolger der Löſchung bei dem Grundbuchamte widerſprochen hat; der 
Widerſpruch iſt von Amts wegen in das Grundbuch einzutragen. Iſt der Berechtigte für tot erklärt, ſo 
beginnt die einjährige Friſt mit dem Erlaß des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils. 

(2) Der im Abſ. 1 vorgeſehenen Bewilligung des Rechtsnachfolgers bedarf es nicht, wenn im 
Grundbuch eingetragen iſt, daß zur Löſchung des Rechtes der Nachweis des Todes des Berechtigten 
genügen ſoll. 

§ 24 
Die Vorſchriften des $ 23 find entſprechend anzuwenden, wenn das Recht mit der Erreichung 
eines beſtimmten Lebensalters des Berechtigten oder mit dem Eintritt eines ſonſtigen beſtimmten Zeit: 
bpunkts oder Ereigniſſes erliſcht. 
8 25 
Iſt eine Vormerkung oder ein Widerſpruch auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen, 
lo bedarf es zur Löſchung nicht der Bewilligung des Berechtigten, wenn die einſtweilige Verfügung 
durch eine vollſtreckbare Entſcheidung aufgehoben iſt. Dieſe Vorſchrift iſt entſprechend anzuwenden, 
wenn auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
eine Vormerkung oder ein Widerſpruch eingetragen iſt. 


§ 26 
(1) Soll die Übertragung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, über die ein Brief 
erteilt iſt, eingetragen werden, jo genügt es, wenn an Stelle der Eintragungsbewilligung die Abtre— 
tungserklärung des bisherigen Gläubigers vorgelegt wird. 
(2) Dieſe Vorſchrift iſt entſprechend anzuwenden, wenn eine Belaſtung der Hypothek, Grund— 
ſchuld oder Rentenſchuld oder die Übertragung oder Belaſtung einer Forderung, für die ein eingetra— 
genes Recht als Pfand haftet, eingetragen werden ſoll. 


§ 27 

(1) Eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld darf nur mit Zuſtimmung des 
Eigentümers des Grundſtücks gelöſcht werden. 

(2) Ein Recht, mit dem eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld belaſtet iſt, darf 
nur mit Zuſtimmung deſſen gelöſcht werden, dem die Hypothek, die Grundſchuld oder die Renten⸗ 
ſchuld zuſteht. Für eine Löſchung zur Berichtigung des Grundbuchs iſt die Zustimmung nicht er— 
forderlich, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. 


§ 28 
In der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine ſolche nicht erforderlich iſt, in dem Eintragungs— 
antrag iſt das Grundſtück übereinſtimmend mit dem Grundbuch oder durch Hinweis auf das Grund— 
buchblatt zu bezeichnen. Einzutragende Geldbeträge ſind in der Währung der Freien Stadt Danzig 
anzugeben. 
$ 29 
(1) Eine Eintragung ſoll nur vorgenommen werden, wenn die Eintragungsbewilligung oder die 
ſonſtigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor dem Grundbuchamt zur Niederſchrift 
des Grundbuchrichters abgegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachge— 
wieſen werden. Andere Vorausſetzungen der Eintragung bedürſen, ſoweit ſie nicht bei dem Grund— 
buchamt offenkundig ſind, des Nachweiſes durch öffentliche Urkunden. 
(2) Auf die Niederſchrift des Grundbuchrichters ſind die Vorſchriften über die gerichtliche Be⸗ 
urkundung eines Rechtsgeſchäfts anzuwenden. 
(3) Erklärungen oder Erſuchen einer Behörde, auf Grund deren eine Eintragung vorgenommen 
werden ſoll, ſind zu unterſchreiben und mit Siegel oder Stempel zu verſehen. 
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8 30 

Für den Eintragungsantrag ſowie für die Vollmacht zur Stellung eines ſolchen gelten die Vor— 
ſchriften des $ 29 nur, wenn durch den Antrag zugleich eine zu der Eintragung erforderliche Er: 
klärung erſetzt werden ſoll. 

$ 31 ($ 32) 

Erklärungen, durch die ein Eintragungsantrag zurückgenommen oder eine zur Stellung des Ein— 
tragungsantrags erteilte Vollmacht widerrufen wird, bedürfen der im § 29 Satz 1 vorgeſchriebenen 
Form. 

$ 32 (§ 33) 

(1) Der Nachweis, daß der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft aus den im Handelsregiſter einge— 
tragenen Perſonen beſteht, wird durch ein Zeugnis des Gerichts über die Eintragung geführt. 

(2) Das gleiche gilt von dem Nachweis der Befugnis zur Vertretung einer offenen Handelsgeſell— 
ſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. 

§ 33 ($ 34) 

Der Nachweis, daß zwiſchen Ehegatten Gütertrennung oder ein vertragsmäßiges Güterrecht be— 
ſteht oder daß ein Gegenſtand zum Vorbehaltsgut eines Ehegatten gehört, wird durch ein Zeugnis 
des Gerichts über die Eintragung des güterrechtlichen Verhältniſſes im Güterrechtsregiſter geführt. 


§ 34 ($ 35) 
Iſt in den Fällen der SS 32, 33 das Grundbuchamt zugleich das Regiſtergericht, jo genügt ſtatt 
des Zeugniſſes die Bezugnahme auf das Regiſter. 


$ 35 ($ 36) 

(1) Der Nachweis der Erbfolge kann nur durch einen Erbſchein geführt werden. Beruht jedoch 
die Erbfolge auf einer Verfügung von Todes wegen, die in einer öffentlichen Urkunde enthalten iſt, 
ſo genügt es, wenn an Stelle des Erbſcheins die Verfügung und die Niederſchrift über die Eröffnung 
der Verfügung vorgelegt werden; erachtet das Grundbuchamt die Erbfolge durch dieſe Urkunden nicht 
für nachgewieſen, ſo kann es die Vorlegung eines Erbſcheins verlangen. 

(2) Das Beſtehen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſowie die Befugnis eines Teſtamentsvoll— 
ſtreckers zur Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand iſt nur auf Grund der in den SS 1507, 2368 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Zeugniſſe als nachgewieſen anzunehmen; auf den Nach— 
weis der Befugnis des Teſtamentsvollſtreckers ſind jedoch die Vorſchriften des Abſatzes 1 Satz 2 ent— 
ſprechend anzuwenden. 

8 36 ($ 37) 

(1) Soll bei einem zum Nachlaß oder zu dem Geſamtgut einer ehelichen oder fortgeſetzten Güter: 
gemeinſchaft gehörenden Grundſtück oder Erbbaurecht einer der Beteiligten als Eigentümer oder Erb— 
bauberechtigter eingetragen werden, ſo genügt zum Nachweis der Rechtsnachfolge und der zur Ein— 
tragung des Eigentumsübergangs erforderlichen Erklärungen der Beteiligten ein Zeugnis des Nach— 
laßgerichts oder des nach § 99 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zuſtändigen Amtsgerichts. 

(2) Das Zeugnis darf nur ausgeſtellt werden, wenn: 

a) die Vorausſetzungen für die Erteilung eines Erbſcheins vorliegen oder der Nachweis der 
ehelichen Gütergemeinſchaft durch öffentliche Urkunden erbracht iſt und 

b) die Abgabe der Erklärungen der Beteiligten in einer den Vorſchriften der Grundbuch— 
ordnung entſprechenden Weiſe dem Nachlaßgericht oder dem nach § 99 Abſ. 2 des Reichs— 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuſtändigen Amtsgericht 
nachgewieſen iſt. 

(3) Die Vorſchriften über die Zuſtändigkeit zur Entgegennahme der Auflaſſung bleiben unbe— 
rührt. 

§ 37 (8 38) 

Die Vorſchriften des § 36 ſind entſprechend anzuwenden, wenn bei einer Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld, die zu einem Nachlaß oder zu dem Geſamtgut einer ehelichen oder fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gehört, einer der Beteiligten als neuer Gläubiger eingetragen werden ſoll. 
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8 38 ($ 39) | | | | 
In den Fällen, in denen nach geſetzlicher Vorſchrift eine Behörde befugt ift, das Grundbuchamt 
um eine Eintragung zu erſuchen, erfolgt die Eintragung auf Grund des Erſuchens der Behörde. 


§ 39 ($ 40) 
(1) Eine Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn die Perſon, deren Recht durch fie betroffen wird, 
als der Berechtigte eingetragen iſt. 
(2) Bei einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, über die ein Brief erteilt iſt, ſteht es 
der Eintragung des Gläubigers gleich, wenn dieſer ſich im Beſitz des Briefes befindet und ſein Gläu— 
bigerrecht nach $ 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nachweiſt. 


§ 40 (8 41) 

(1) Iſt die Perſon, deren Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe des eingetragenen 
Berechtigten, jo iſt die Vorſchrift des $ 39 Abſ. 1 nicht anzuwenden, wenn die Übertragung oder die 
Aufhebung des Rechts eingetragen werden ſoll oder wenn der Eintragungsantrag durch die Bewilli- 
gung des Erblaſſers oder eines Nachlaßpflegers oder durch einen gegen den Erblaſſer oder den Nach⸗ 

laßpfleger vollſtreckbaren Titel begründet wird. 
N (2) Das gleiche gift für eine Eintragung auf Grund der Bewilligung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers oder auf Grund eines gegen dieſen vollſtreckbaren Titels, ſofern die Bewilligung oder der 
Titel gegen den Erben wirkſam iſt. 
§ 41 ($ 42) 

(1) Bei einer Hypothek, über die ein Brief erteilt iſt, ſoll eine Eintragung nur erfolgen, wenn der 
Brief vorgelegt wird. Für die Eintragung eines Widerſpruchs bedarf es der Vorlegung nicht, wenn 
die Eintragung durch eine einſtweilige Verfügung angeordnet iſt und der Widerſpruch ſich darauf 
gründet, daß die Hypothek oder die Forderung, für welche ſie beſtellt iſt, nicht beſtehe oder einer 
Einrede unterliege oder daß die Hypothek unrichtig eingetragen ſei. 

(2) Der Vorlegung des Hypothekenbriefs ſteht es gleich, wenn in den Fällen der 88 1162, 1170, 
1171 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund des Ausſchlußurteils die Erteilung eines neuen Briefes 
beantragt wird. Soll die Erteilung des Briefes nachträglich ausgeſchloſſen oder die Hypothek gelöſcht 
werden, ſo genügt die Vorlegung des Ausſchlußurteils. 


$ 42 (§ 43) 

Die Vorſchriften des $ 41 find auf die Grundſchuld und die Rentenſchuld entſprechend anzu⸗ 
wenden. Iſt jedoch das Recht für den Inhaber des Briefes eingetragen, ſo bedarf es der Vorlegung 
des Briefes nur dann nicht, wenn der Eintragungs antrag durch die Bewilligung eines nach $ 1189 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellten Vertreters oder durch eine gegen ihn erlaſſene gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung begründet wird. 

§ 43 (8 44) 

(1) Bei einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber, aus 
einem Wechſel oder einem anderen Papier, das durch Indoſſament übertragen werden kann, ſoll eine 
Eintragung nur erfolgen, wenn die Urkunde vorgelegt wird; die Eintragung iſt auf der Urkunde zu 
vermerken. 

(2) Dieſe Vorſchrift iſt nicht anzuwenden, wenn eine Eintragung auf Grund der Bewilligung 
eines nach $ 1189 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellten Vertreters oder auf Grund einer gegen 
dieſen erlaſſenen gerichtlichen Entſcheidung bewirkt werden ſoll. 


; 8 44 (§ 45) 

Jede Eintragung ſoll den Tag, an welchem ſie erfolgt iſt, angeben. Sie iſt von den zuſtändigen 

Beamten zu unterſchreiben. 
$ 45 ($ 46) 

(1) Sind in einer Abteilung des Grundbuchs mehrere Eintragungen zu bewirken, jo erhalten fie 
die Reihenfolge, welche der Zeitfolge der Anträge entſpricht; ſind die Anträge gleichzeitig geſtellt, ſo 
iſt im Grundbuche zu vermerken, daß die Eintragungen gleichen Rang haben. 

(2) Werden mehrere Eintragungen, die nicht gleichzeitig beantragt ſind, in verſchiedenen Abtei⸗ 
lungen unter Angabe desſelben Tages bewirkt, ſo iſt im Grundbuche zu vermerken, daß die ſpäter 
beantragte Eintragung der früher beantragten im Range nachſteht. 

(3) Dieſe Vorſchriften find infoweit nicht anzuwenden, als ein Nangverhältnis nicht beſteht oder 
das Rangverhältnis von den Antragſtellern abweichend beſtimmt iſt. 
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8 46 ($ 47) 

(J) Die Löſchung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeſchränkung erfolgt durch Eintragung 
eines Löſchungsvermerks. 

(2) Wird bei der Übertragung eines Grundſtücks oder eines Grundſtücksteils auf ein anderes 
Blatt ein eingetrages Recht nicht mitübertragen, jo gilt es in Anſehung des Grundſtücks oder des Teils 
als gelöſcht. 

§ 47 (§ 48) 

Soll ein Recht für mehrere gemeinſchaftlich eingetragen werden, ſo ſoll die Eintragung in der 
Weiſe erfolgen, daß entweder die Anteile der Berechtigten in Bruchteilen angegeben werden oder das 
für die Gemeinſchaft maßgebende Rechtsverhältnis bezeichnet wird. 


$ 48 (8 49) 

(1) Werden mehrere Grundſtücke mit einem Recht belaſtet, fo iſt auf dem Blatte jedes Grund⸗ 
ſtücks die Mitbelaſtung der übrigen von Amts wegen erkennbar zu machen. Das gleiche gilt, wenn 
mit einem an einem Grundſtück beſtehenden Recht nachträglich noch ein anderes Grundſtück belaſtet 
oder wenn im Falle der Übertragung eines Grundſtücksteils auf ein anderes Grundbuchblatt ein ein⸗ 
getragenes Recht mitübertragen wird. 

(2) Soweit eine Mitbelaſtung erliſcht, iſt dies von Amts wegen zu vermerken. 


$ 49 (8 50) 

Werden Dienſtbarkeiten und Reallaſten als Leibgedinge, Leibzucht, Altenteil oder Auszug ein- 
getragen, ſo bedarf es nicht der Bezeichnung der einzelnen Rechte, wenn auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung Bezug genommen wird. 

$ 50 ($ 51) 

(1) Bei der Eintragung einer Hypothek für Teilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber genügt 
es, wenn der Geſamtbetrag der Hypothek unter Angabe der Anzahl, des Betrags und der Be⸗ 
zeichnung der Teile eingetragen wird. 

(2) Dieſe Vorſchrift iſt entſprechend anzuwenden, wenn eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld 
für den Inhaber des Briefes eingetragen und das Recht in Teile zerlegt werden ſoll. 


§ 51 (8 52) 

Bei der Eintragung eines Vorerben iſt zugleich das Recht des Nacherben und, ſoweit der Vorerbe 
von den Beſchränkungen ſeines Verfügungsrechts befreit iſt, auch die Befreiung pon Amts wegen 
einzutragen. 5 

$ 52 ($ 53) 

Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt, fo iſt dies bei der Eintragung des Erben von Amts wegen 
miteinzutragen, es ſei denn, daß der Nachlaßgegenſtand der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers 
nicht unterliegt. 

! § 53 (§ 54) 

(1) Ergibt ſich, daß das Grundbuchamt unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften eine Eintra⸗ 
gung vorgenommen hat, durch die das Grundbuch unrichtig geworden iſt, ſo iſt von Amts wegen ein 
Widerſpruch einzutragen. Erweiſt ſich eine Eintragung nach ihrem Inhalt als unzuläſſig, ſo iſt ſie von 
Amts wegen zu löſchen. 

(2) Bei einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld bedarf es zur Eintragung 
eines Widerſpruchs der Vorlegung des Briefes nicht, wenn der Widerſpruch den im § 41 Abſ. 1 
Satz 2 bezeichneten Inhalt hat. Dieſe Vorſchrift iſt nicht anzuwenden, wenn der Grundſchuld⸗ oder 
Rentenſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt iſt. 


8 54 
Die auf einem Grundſtück ruhenden öffentlichen Laſten als ſolche ſind von der Eintragung in das 


Grundbuch ausgeſchloſſen, es ſei denn, daß ihre Eintragung geſetzlich beſonders zugelaſſen oder ange⸗ 
ordnet iſt. 


8 55 
Jede Eintragung ſoll dem Antragſteller und dem eingetragenen Eigentümer ſowie allen aus dem 
Grundbuch erſichtlichen Perſonen bekanntgemacht werden, zu deren Gunſten die Eintragung erfolgt iſt 
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oder deren Recht durch fie betroffen wird, die Eintragung eines Eigentümers auch denen, für die eine 


Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld, Reallaſt oder ein Recht an einem ſolchen Recht im Grundbuch 
eingetragen iſt. Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden. 


Dritter Abſchnitt 
Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗, Rentenſchuldbrief 


§ 56 
Der Hypothekenbrief wird von dem Grundbuchamt erteilt. Er muß die Bezeichnung als Hypo⸗ 
thekenbrief enthalten, den Geldbetrag der Hypothek und das belaſtete Grundſtück bezeichnen ſowie mit 
Unterſchrift und Siegel verſehen ſein. 
8 57 
(1) Der Hppothekenbrief ſoll die Nummer des Grundbuchblatts und einen Auszug aus dem 
Grundbuch enthalten. 
(2) In den Auszug ſollen, und zwar in nachſtehender Reihenfolge, aufgenommen werden: 
a) der Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen und, ſoweit zur Ergänzung einer 
Eintragung auf eine Urkunde Bezug genommen iſt, auch der Inhalt dieſer Urkunde; im 
Falle des $ 1115 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs braucht der Inhalt der Satzung nicht 
aufgenommen zu werden; 
b) die Bezeichnung des belaſteten Grundſtücks nach dem Inhalt des Grundbuchs; 
c) die Bezeichnung des Eigentümers; 
d) die kurze Bezeichnung der Eintragungen, die der Hypothek im Range vorgehen oder gleich⸗ 
ſtehen, unter Angabe des Zinsſatzes, wenn er acht vom Hundert überſteigt. 
(3) Der Auszug iſt auf Antrag zu ergänzen, wenn ſich der Inhalt des Grundbuchs ändert. 


§ 58 b 
(1) Iſt eine Urkunde über die Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, ausgeſtellt, ſo ſoll 
die Urkunde mit dem Hypothekenbriefe verbunden werden. Erſtreckt ſich der Inhalt der Urkunde auch 
auf andere Angelegenheiten, ſo genügt es, wenn ein öffentlich beglaubigter Auszug aus der Urkunde 
mit dem Hppothekenbriefe verbunden wird. 
(2) In den Fällen des Abſatzes 1 iſt der Inhalt der Urkunde (vgl. $ 57 Abſ. 2a) in den Hypo⸗ 
thekenbrief nicht aufzunehmen. 
(3) Zum Nachweis, daß eine Schuldurkunde nicht ausgeſtellt iſt, genügt eine darauf gerichtete 
Erklärung des Eigentümers. 
8 59 12 
(1) ber eine Geſamthypothek ſoll nur ein Hypothekenbrief erteilt werden. 
(2) Werden die Grundbücher der belaſteten Grundſtücke von verſchiedenen Grundbuchämtern ge- 
führt, ſo ſoll jedes Amt für die Grundſtücke, deren Grundbuchblätter es führt, einen beſonderen Brief 
erteilen; die Briefe ſind miteinander zu verbinden. 


Ss 60 
(1) Der Hypothekenbrief it dem Eigentümer des Grundſtücks, im Falle der nachträglichen Ertei⸗ 
lung dem Gläubiger auszuhändigen. 
(2) Auf eine abweichende Beſtimmung des Eigentümers oder des Gläubigers iſt die Vorſchrift des 
§ 29 Abſ. 1 Satz 1 entſprechend anzuwenden. 


861 a 

(1) Ein Teilhypothekenbrief kann von dem Grundbuchamt, einem Gericht oder einem Notar her— 
geſtellt werden. 

(2) Der Teilhypothekenbrief muß die Bezeichnung als Teilhypothekenbrief ſowie eine beglaubigte 
Abſchrift der im $ 56 Satz 2 vorgeſehenen Angaben des bisherigen Briefes enthalten, den Teil— 
betrag der Hypothek, auf den er ſich bezieht, bezeichnen ſowie mit Unterſchrift und Siegel verſehen ſein. 
Er ſoll außerdem eine beglaubigte Abſchrift der ſonſtigen Angaben des bisherigen Briefes und der auf 
dieſem befindlichen Vermerke enthalten. Eine mit dem bisherigen Brief verbundene Schuldurkunde ſoll 
in beglaubigter Abſchrift mit dem Teilhypothekenbriefe verbunden werden. 

(3) Die Herſtellung des Teilhypothekenbriefs ſoll auf dem bisherigen Briefe vermerkt werden. 
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8 62 

(1) Eintragungen, die bei der Hypothek erfolgen, find von dem Grundbuchamt auf dem Hypothe⸗ 
kenbriefe zu vermerken; der Vermerk iſt mit Unterſchrift und Siegel zu verſehen. 

(2) In den Fällen des $ 53 Abſ. 1 hat das Grundbuchamt den Beſitzer des Briefes zur Vor⸗ 
legung anzuhalten. In gleicher Weiſe hat es, wenn in den Fällen des § 41 Abſ. 1 Satz 2 und des 
§ 53 Abſ. 2 der Brief nicht vorgelegt iſt, zu verfahren, um nachträglich den Widerſpruch auf dem 
Briefe zu vermerken. 

8 63 

Wird nach der Erteilung eines Hypothekenbriefs mit der Hypothek noch ein anderes, bei demſelben 
Grundbuchamt gebuchtes Grundſtück belaſtet, ſo iſt, ſofern nicht die Erteilung eines neuen Briefes über 
die Geſamthſpothek beantragt wird, die Mitbelaſtung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken und 
zugleich der Inhalt des Briefes in Anſehung des anderen Grundſtücks nach 8 57 zu ergänzen. 


8 64 


Im Falle der Verteilung einer Geſamthypothek auf die einzelnen Grundſtücke iſt für jedes Grund⸗ 

ſtück ein neuer Brief zu erteilen. 
N § 65 

(1) Tritt nach $ 1177 Abſ. 1 oder nach 8 1198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Grundſchuld 
oder eine Rentenſchuld an die Stelle der Hypothek, ſo iſt, ſofern nicht die Erteilung eines neuen Briefes 
beantragt wird, die Eintragung der Rechtsänderung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken und 
eine mit dem Briefe verbundene Schuldurkunde abzutrennen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn nach $ 1180 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an die Stelle der Forde⸗ 
rung, für welche eine Hypothek beſteht, eine andere Forderung geſetzt wird. 


$ 66 

Stehen einem Gläubiger mehrere Hypotheken zu, die gleichen Rang haben oder im Rang un⸗ 
mittelbar aufeinanderfolgen, ſo iſt ihm auf ſeinen Antrag mit Zuſtimmung des Eigentümers über die 
mehreren Hypotheken ein Hypothekenbrief in der Weiſe zu erteilen, daß der Brief die ſämtlichen 
Hypotheken umfaßt. 

§ 67 

Einem Antrage des Berechtigten auf Erteilung eines neuen Briefes iſt ſtattzugeben, wenn der bis⸗ 
herige Brief oder in den Fällen der SS 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Ausſchluß⸗ 
urteil vorgelegt wird. 

8 68 

(1) Wird ein neuer Brief erteilt, jo hat er die Angabe zu enthalten, daß er an die Stelle des 
bisherigen Briefes tritt. 

(2) Vermerke, die nach den 88 1140, 1145, 1157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Rechts- 
verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem Gläubiger in Betracht kommen, ſind auf den neuen 
Brief zu übertragen. 

(3) Die Erteilung des Briefes iſt im Grund buche zu vermerken. 


$ 69 
Wird eine Hypothek gelöſcht, jo iſt der Brief unbrauchbar zu machen; das gleiche gilt, wenn die 
Erteilung des Briefes über eine Hypothek nachträglich ausgeſchloſſen oder an Stelle des bisherigen 
Briefes ein neuer Hypothekenbrief, ein Grundſchuldbrief oder ein Rentenſchuldbrief erteilt wird. Eine 
mit dem bisherigen Briefe verbundene Schuldururkunde iſt abzutrennen und, ſofern ſie nicht mit dem 
neuen Hypothekenbriefe zu verbinden iſt, zurückzugeben. 


ict. 1 ai 

(J Die Vorſchriften der $$ 56 bis 69 find auf den Grundſchuldbrief und den Rentenſchuldbrief 
entſprechend anzuwenden. Der Rentenſchuldbrief muß auch die Ablöſungsſumme angeben. 

(2) Iſt eine für den Inhaber des Briefes eingetragene Grundſchuld oder Rentenſchuld in Teile 
zerlegt, ſo iſt über jeden Teil ein beſonderer Brief herzuſtellen. 
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Vierter Abſchnitt 8 
Beſch werde J 8 1 


8 71 g 
(1) Gegen die Entſcheidungen des Grundbuch amts findet das Rechtsmittel der Beſchwerde ſtatt. 
(2) Die Beſchwerde gegen eine Eintragung iſt unzuläſſig. Im Wege der Beſchwerde kann jedoch 
verlangt werden, daß das Grundbuchamt angewieſen wird, nach § 53 einen Widerſpruch einzutragen 
oder eine Löſchung vorzunehmen. 
8 72 
Über die Beſchwerde entſcheidet das Landgericht, in deſſen Bezirke das Grundbuchamt feinen 
Sitz hat. 
§ 73 6 
(1) Die Beſchwerde kann bei dem Grundbuchamt oder bei dem Beſchwerdegericht eingelegt 
werden. N 
(2) Die Beſchwerde iſt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder durch Erklärung zur Nieder- 
ſchrift des Grundbuchamts oder der Geſchäftsſtelle des Beſchwerdegerichts einzulegen. 


8 74 
Die Beſchwerde kann auf neue Tatſachen und Beweiſe geſtützt werden. 


8 75 
Erachtet das Grundbuchamt die Beſchwerde für begründet, ſo hat es ihr abzuhelfen. 


Ss 76 a 
(1) Das Beſchwerdegericht kann vor der Entſcheidung eine einſtweilige Anordnung erlaſſen, ins- 
beſondere dem Grundbuchamt aufgeben, eine Vormerkung oder einen Widerſpruch einzutragen, oder 
anordnen, daß die Vollziehung der angefochtenen Entſcheidung auszuſetzen iſt. 
(2) Die Vormerkung oder der Widerſpruch (Abſ. 1) wird von Amts wegen gelöſcht, wenn die 
Beſchwerde zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. 
(3) Die Beſchwerde hat nur dann aufſchiebende Wirkung, wenn ſie gegen eine Verfügung gerichtet 
iſt, durch die eine Strafe feſtgeſetzt wird. 8 
ddl, 
Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt mit Gründen zu verſehen und dem Beſchwerdeführer 
mitzuteilen. 
8 78 
Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde zu— 
läſſig, wenn die Entſcheidung auf einer Verletzung des Geſetzes beruht. Die Vorſchriften der 88 550, 
551, 561, 563 der Zivilprozeßordnung ſind entſprechend anzuwenden. 


8 79 
Über die weitere Beſchwerde entſcheidet das Obergericht. 


8 80 f f 

(1) Die weitere Beſchwerde kann bei dem Grundbuchamte, dem Landgericht oder bei dem Ober⸗ 
gericht eingelegt werden. Wird ſie durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift eingelegt, ſo muß dieſe von 
einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. Der Zuziehung eines Rechtsanwalts bedarf es nicht, wenn die 
Beſchwerde von einer Behörde oder von dem Notar eingelegt wird, der nach § 15 den Eintragungs- 
antrag geſtellt hat. ® 

(2) Das Grundbuchamt und das Landgericht ſind nicht befugt, der weiteren Beſchwerde abzu— 
helfen. 

(3) Im übrigen ſind die Vorſchriften über die Beſchwerde entſprechend anzuwenden. 


§ 81 
(1) über Beſchwerden entſcheidet bei den Landgerichten eine Zivilkammer, bei dem Obergericht 
ein Zivilſenat. 
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(2) Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Ausſchließung und Ablehnung der Ge⸗ 
richtsperſonen ſowie die Vorſchriften der 88 136, 137 und 138 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſind ent- 
ſprechend anzuwenden. 


Fünfter Abſchnitt 
Verfahren des Grundbuchamts in beſonderen Fällen 
J. Grundbuchberichtigungszwang 


8 82 ö 
Beſteht begründeter Anlaß zu der Annahme, daß das Grundbuch hinſichtlich der Eintragung des 
Eigentümers durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuchs unrichtig geworden iſt, ſo kann das 
Grundbuchamt, wenn die alsbaldige Berichtigung des Grundbuchs angezeigt erſcheint, dem Eigen⸗ 
tümer oder dem Teſtamentsvollſtrecker, dem die Verwaltung des Grundſtücks zuſteht, die Verpflich⸗ 
tung auferlegen, den Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs zu ſtellen und die zur Berichtigung 
des Grundbuchs notwendigen Unterlagen zu beſchaffen. 


8 83 
Das Nachlaßgericht, das einen Erbſchein erteilt oder ſonſt die Erben ermittelt hat, ſoll, wenn 
ihm bekannt iſt, daß zu dem Nachlaß ein Grundſtück gehört, dem zuſtändigen Grundbuchamt von 
dem Erbfall und den Erben Mitteilung machen. 


II. Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen 
8 84 f 
(1) Das Grundbuchamt kann eine Eintragung über ein Recht nach Maßgabe der folgenden Vor⸗ 
ſchriften von Amts wegen als gegenſtandslos löſchen. 
(2) Eine Eintragung iſt gegenſtandslos: 
a) ſoweit das Recht, auf das fie ſich bezieht, nicht beſteht und feine Entſtehung ausgeſchloſſen iſt; 
b) ſoweit das Recht, auf das ſie ſich bezieht, aus tatſächlichen Gründen dauernd nicht ausgeübt 
werden kann. 
(3) Zu den Rechten im Sinne der Abſätze 1 und 2 gehören auch Vormerkungen, Widerſprüche, 
Verfügungsbeſchränkungen, Enteignungsvermerke und ähnliches. 


8 85 

(1) Das Grundbuchamt ſoll das Verfahren zur Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen grund- 
ſätzlich nur einleiten, wenn beſondere äußere Umſtände (3. B. Umſchreibung des Grundbuchblatts wegen 
Unüberſichtlichkeit, Teilveräußerung oder Neubelaſtung des Grundſtücks, Anregung ſeitens eines Be⸗ 
teiligten) hinreichenden Anlaß dazu geben und Grund zu der Annahme beſteht, daß die Eintragung 
gegenſtandslos iſt. 

(2) Das Grundbuchamt entſcheidet nach freiem Ermeſſen, ob das Löſchungsverfahren einzuleiten 
und durchzuführen iſt; dieſe Entſcheidung iſt unanfechtbar. 


8 86 
Hat ein Beteiligter die Einleitung des Löſchungsverfahrens angeregt, ſo ſoll das Grundbuchamt die 
Entſcheidung, durch die es die Einleitung des Verfahrens ablehnt oder das eingeleitete Verfahren 
einſtellt, mit Gründen verſehen. 
8 87 
Die Eintragung iſt zu löſchen: 
a) wenn ſich aus Tatſachen oder Rechtsverhältniſſen, die in einer den Anforderungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes entſprechenden Weiſe feſtgeſtellt ſind, ergibt, daß die Eintragung gegenſtandslos ift; 
b) wenn dem Betroffenen eine Löſchungsankündigung zugeſtellt iſt und er nicht binnen einer 
vom Grundbuchamt zugleich zu beſtimmenden Friſt Widerſpruch erhoben hat; 
c) wenn durch einen mit Gründen zu verſehenden Beſchluß rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, daß die 
Eintragung gegenſtandslos iſt. 
ö 8 88 | 
(1) Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuld⸗ 
briefen ſowie von Urkunden der in den 88 1154, 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art 
zur Vorlegung dieſer Urkunden anhalten. 


(2) 8 16 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt auf die 
Löſchungsankündigung (8 87 Buchſtabe b) und den Feſtſtellungsbeſchluß ($ 87 Buchſtabe e) mit fol- 
genden Maßgaben anzuwenden: h 

a) die §8 174, 175 der Zivilprozeßordnung ſind nicht anzuwenden; 

b) die Löſchungsankündigung ($ 87 Buchſtabe b) kann nicht öffentlich zugeſtellt werden; 

c) der Feſtſtellungsbeſchluß (8 87 Buchſtabe e) kann auch dann, wenn die Perſon des Betei⸗ 
ligten, dem zugeſtellt werden ſoll, unbekannt iſt, öffentlich zugeſtellt werden. 


8 89 

(1) Die Beſchwerde (§ 71) gegen den Feſtſtellungsbeſchluß iſt binnen einer Friſt von zwei Wochen 
ſeit Zuſtellung des angefochtenen Beſchluſſes an den Beſchwerdeführer einzulegen. Das Grundbuchamt 
und das Beſchwerdegericht können in beſonderen Fällen in ihrer Entſcheidung eine längere Friſt be⸗ 
ſtimmen. 

(2) Auf den zur Zuſtellung beſtimmten Ausfertigungen der Beſchlüſſe ſoll vermerkt werden, ob 
gegen die Entſcheidung ein Rechtsmittel zuläſſig und bei welcher Behörde, in welcher Form und 
binnen welcher Friſt es einzulegen iſt. 


III. Klarſtellung der Rangverhältniſſe 


1 8 90 

Das Grundbuchamt kann aus beſonderem Anlaß, insbeſondere bei Umſchreibung unüberſichtlicher 
Grundbücher, Unklarheiten und Unüberſichtlichkeiten in den Rangverhältniſſen von Amts wegen oder 
auf Antrag eines Beteiligten beſeitigen. 

(1) Vor der Umſchreibung eines unüberſichtlichen Grundbuchblatts hat das Grundbuchamt zu 
prüfen, ob die Rangverhältniſſe unklar oder unüberſichtlich ſind und ihre Klarſtellung nach den Um⸗ 
ſtänden angezeigt erſcheint. Das Grundbuchamt entſcheidet hierüber nach freiem Ermeſſen. Die Entſchei⸗ 
dung iſt unanfechtbar. 

(2) Der Beſchluß, durch den das Verfahren eingeleitet wird, iſt allen Beteiligten zuzuſtellen. 

(3) Die Einleitung des Verfahrens iſt im Grundbuche zu vermerken. 

(4) Der Beſchluß, durch den ein Antrag auf Einleitung des Verfahrens abgelehnt wird, iſt nur 
dem Antragſteller bekanntzumachen. Be aa 

n 8 92 

(1) In dem Verfahren gelten als Beteiligte: 

a) der zur Zeit der Eintragung des Vermerks ($ 91 Abſ. 3) im Grundbuch eingetragene Eigen⸗ 
tümer und, wenn das Grundſtück mit einer Geſamthypothek, (grundſchuld, ⸗rentenſchuld) be⸗ 
laſtet iſt, die im Grundbuch eingetragenen Eigentümer der anderen mit dieſem Recht belaſteten 
Grundſtücke: —— 

b) Perſonen, für die in dem unter a beſtimmten Zeitpunkt ein Recht am Grundſtück oder ein 
Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Recht im Grundbuch eingetragen oder durch Ein⸗ 
tragung geſichert iſt; * 

c) Perſonen, die ein Recht am Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Recht im 
Verfahren anmelden und auf Verlangen des Grundbuchamts oder eines Beteiligten glaubhaft 
machen. er 

(2) Beteiligter iſt nicht, weſſen Recht von der Rangbereinigung nicht berührt wird. 


8 93 — 
Iſt der im Grundbuch als Eigentümer oder Berechtigter Eingetragene nicht der Berechtigte, ſo 
hat er dies unverzüglich nach Zuſtellung des Einleitungsbeſchluſſes dem Grundbuchamt anzuzeigen und 
anzugeben, was ihm über die Perſon des Verechtigten bekannt it. Ein ſchriftlicher Hinweis auf dieſe 
Pflicht iſt ihm zugleich mit dem Einleitungsbeſchluß zuzuſtellen. 
8 94 
(1) Das Grundbuchamt kann von Amts wegen Ermittlungen darüber anſtellen, ob das Eigentum 
oder ein eingetragenes Recht dem als Berechtigten Eingetragenen oder einem anderen zusteht, und die 


N f } | 
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hierzu geeigneten Beweiſe erheben. Inwieweit § 35 anzuwenden ift, entſcheidet das Grundbuchamt 
nach freiem Ermeſſen. 

(2) Der ermittelte Berechtigte gilt vom Zeitpunkt ſeiner Feſtſtellung an auch als Beteiligter. 

(3) Beſtehen Zweifel darüber, wer von mehreren Perſonen der Berechtigte iſt, ſo gelten ſämt⸗ 
liche Perſonen als Berechtigte. 


8 95 
(1) Wechſelt im Laufe des Verfahrens die Perſon eines Berechtigten, fo gilt der neue Berechtigte 
von dem Zeitpunkt ab, zu dem ſeine Perſon dem Grundbuchamt bekannt wird, als Beteiligter. 


(2) Das gleiche gilt, wenn im Laufe des Verfahrens ein neues Recht am Grundſtück oder an 
einem das Grundſtück belaſtenden Rechte begründet wird, das von dem Verfahren berührt wird. 


8 96 
Iſt die Perſon oder der Aufenthalt eines Beteiligten oder ſeines Vertreters unbekannt, ſo kann 
das Grundbuchamt dem Beteiligten für das Rangbereinigungsverfahren einen Pfleger beſtellen. Für 
die Pflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Grundbuchamt. 


S 97 . 

(1) Wohnt ein Beteiligter nicht im Gebiet der Freien Stadt Danzig und hat er einen dortſelbſt 
wohnenden Bevollmächtigten nicht beſtellt, ſo kann das Grundbuchamt anordnen, daß er einen im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnenden Bevollmächtigten zum Empfang der für ihn beſtimmten 
Sendungen oder für das Verfahren beſtelle. 

(2) Hat das Grundbuchamt dies angeordnet, jo können, ſolange der Beteiligte den Bevollmäch— 
tigten nicht beſtellt hat, nach der Ladung zum erſten Verhandlungstermin alle weiteren Zuſtellungen 
in der Art bewirkt werden, daß das zuzuſtellende Schriftſtück unter der Anſchrift des Beteiligten nach 
ſeinem Wohnorte zur Poſt gegeben wird; die Poſtſendungen ſind mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ 
zu verſehen. Die Zuſtellung gilt mit der Aufgabe zur Poſt als bewirkt, ſelbſt wenn die Sendung als 
unbeſtellbar zurückkommt. 


8 98 
Die öffentliche Zuſtellung iſt unzuläſſig. 
8 99 
Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefen ſo⸗ 
wie von Urkunden der in den SS 1154, 1155 des Bürgerlichen ee bezeichneten Art zur Vor⸗ 


legung dieſer Urkunden anhalten. 
§ 100 
Das Grundbuchamt hat die Beteiligten zu einem Verhandlungstermin über die Klarſtellung der 
Rangverhältniſſe zu laden. Die Ladung ſoll den Hinweis enthalten, daß ungeachtet des Ausbleibens 
eines Beteiligten über die Klarſtellung der Rangverhältniſſe verhandelt werden würde. 


8 101 
(J) Die Friſt zwiſchen der Ladung und dem Termin ſoll mindeſtens zwei Wochen betragen. 
(2) Dieſe Vorſchrift iſt auf eine Vertagung ſowie auf einen Termin zur Fortſetzung der Ver⸗ 
handlung nicht anzuwenden. Die zu dem früheren Termin Geladenen brauchen zu dem neuen Termin 
nicht nochmals geladen zu werden, wenn dieſer verkündet iſt. 


8 102 
(1) In dem Termin hat das Grundbuchamt zu verſuchen, eine Einigung der Beteiligten auf eine 
klare Rangordnung herbeizuführen. Einigen ſich die erſchienenen Beteiligten, ſo hat das Grundbuch— 
amt die Vereinbarung zu beurkunden. Ein nicht erſchienener Beteiligter kann ſeine Zuſtimmung zu der 
Vereinbarung in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde erteilen. 
(2) Einigen ſich die Beteiligten, ſo iſt das Grundbuch der Vereinbarung gemäß umzuſchreiben. 


8 103 
Einigen ſich die Beteiligten nicht, ſo macht das Grundbuchamt ihnen einen Vorſchlag für eine neue 
Rangordnung. Es kann hierbei eine Anderung der beſtehenden Rangverhältniſſe, ſoweit fie zur Her⸗ 
beiführung einer klaren Rangordnung erforderlich iſt, vorſchlagen. 
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8 104 
(1) Der Vorſchlag iſt den Beteiligten mit dem Hinweiſe zuzuſtellen, daß fie gegen ihn binnen einer 
Friſt von einem Monat von der Zuſtellung ab bei dem Grundbuchamte Widerſpruch erheben können. 
In beſonderen Fällen kann eine längere Friſt beſtimmt werden. 
(2) Der Widerſpruch iſt ſchriftlich oder durch Erklärung zur Niederſchrift des Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts einzulegen; in letzterem Falle iſt die Widerſpruchsfriſt gewahrt, 
wenn die Erklärung innerhalb der Friſt abgegeben iſt. 


8 105 

(1) Einem Beteiligten, der ohne fein Verſchulden verhindert war, die Friſt (8 104) einzuhalten, 
hat das Grundbuchamt auf ſeinen Antrag Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn 
er binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des Hinderniſſes den Widerſpruch einlegt und die Tat- 
ſachen, die die Wiedereinſetzung begründen, glaubhaft macht. 

(2) Die Entſcheidung, durch die Wiedereinſetzung erteilt wird, iſt unanfechtbar; gegen die Ent⸗ 
ſcheidung, durch die der Antrag auf Wiedereinſetzung als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen 
wird, iſt die ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuläſſig. 

(3) Die Wiedereinſetzung kann nicht mehr beantragt werden, nachdem die neue Rangordnung 
eingetragen oder wenn ſeit dem Ende der verſäumten Friſt ein Jahr verſtrichen iſt. 


$ 106 

(1) Sit ein Rechtsſtreit anhängig, der die Rangverhältniſſe des Grundſtücks zum Gegenſtand 
hat, ſo iſt das Verfahren auf Antrag eines Beteiligten bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auszu⸗ 
ſetzen. i 

(2) Das Grundbuchamt kann auch von Amts wegen das Verfahren ausſetzen und den Beteiligten 
oder einzelnen von ihnen unter Beſtimmung einer Friſt aufgeben, die Entſcheidung des Prozeßgerichts 
herbeizuführen, wenn die Aufſtellung einer neuen klaren Rangordnung von der Entſcheidung eines 
Streites über die beſtehenden Rangverhältniſſe abhängt. l 


§ 107 
Iſt der Rechtsſtreit erledigt, ſo ſetzt das Grundbuchamt das Verfahren inſoweit fort, als es noch 
erforderlich iſt, um eine klare Rangordnung herbeizuführen. 


8 108 
(1) Nach dem Ablauf der Widerſpruchsfriſt ſtellt das Grundbuchamt durch Beſchluß die neue 
Rangordnung feſt, ſofern nicht Anlaß beſteht, einen neuen Vorſchlag zu machen. Es entſcheidet hier⸗ 
bei zugleich Aber die nicht erledigten Widerſprüche; inſoweit iſt die Entſcheidung mit Gründen zu ver⸗ 
ſehen. 
(2) Iſt über einen Widerſpruch entſchieden, To iſt der Beſchluß allen Beteiligten zuzuſtellen. 


8 109 
Das Grundbuchamt kann jederzeit das Verfahren einſtellen, wenn es ſich von ſeiner Fortſetzung 
keinen Erfolg verſpricht. Der Einſtellungsbeſchluß iſt unanfechtbar. 


8 110 
(1) Hat das Grundbuchamt in dem Beſchluß, durch den die neue Rangordnung feſtgeſtellt wird, 
über einen Widerſpruch entſchieden, ſo iſt gegen den Beſchluß die ſofortige Beſchwerde nach den Vor⸗ 
ſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuläſſig. 
(2) Die weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. 


8 111 
ft die neue Rangordnung rechtskräftig feſtgeſtellt, fo hat das Grundbuchamt das Grundbuch 
nach Maßgabe dieſer Rangordnung umzuſchreiben. 


4 
8 112 
ft die neue Rangordnung (8 102 Abſ. 2, $ 111) eingetragen, fo tritt fie an die Stelle der bis⸗ 
herigen Rangordnung. 
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8 113 


Wird die neue Rangordnung eingetragen ($ 102 Abſ. 2, § 111) oder wird das Verfahren 
eingeſtellt ($ 109), jo iſt der Einleitungsvermerk zu löſchen. 


§ 114 
Die Koſten des Verfahrens erſter Inſtanz verteilt das Grundbuchamt auf die Beteiligten nach 
billigem Ermeſſen. 
§ 115 
Wird durch das Verfahren ein anhängiger Rechtsſtreit erledigt, ſo trägt jede Partei die ihr 
entſtandenen außergerichtlichen Koſten. Die Gerichtskoſten werden niedergeſchlagen. 


Sechſter Abſchnitt 
Übergangs⸗ und Schluß beſtimmungen 


$ 116 ($ 82) | 

(J) Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es die Anlegung des Grundbuchs betrifft, gleichzeitig mit dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch, im übrigen für jeden Grundbuchbezirk mit dem Zeitpunkt in Kraft, in 
welchem das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. 

(2) Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ſind ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. 

§ 117 (8 83) 

Soweit im Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch zugunſten der Landesgeſetze Vor— 
behalte gemacht ſind, gelten ſie auch für die Vorſchriften der Landesgeſetze über das Grundbuch— 
weſen; den Landesgeſetzen ſtehen nach Maßgabe der Artikel 57, 58 des Einführungsgeſetzes zum Bür— 
gerlichen Geſetzbuch die Hausverfaſſungen gleich. 

§ 118 (8 84) 

(1) Die Vorſchriften des § 20 und des $ 22 Abſ. 2 über das Erbbaurecht ſowie die Vorſchrift 
des § 49 ſind auf die in den Artikeln 63, 68 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
bezeichneten Rechte entſprechend anzuwenden. 

(2) Iſt auf dem Blatt eines Grundſtücks ein Recht der in den Artikeln 63 und 68 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch bezeichneten Art eingetragen, ſo iſt auf Antrag für dieſes Recht 
ein beſonderes Grundbuchblatt anzulegen. Dies geſchieht von Amts wegen, wenn das Recht veräußert 
oder belaſtet werden ſoll. Die Anlegung wird auf dem Blatte des Grundſtücks vermerkt. 

(3) Die Landesgeſetze können beſtimmen, daß ſtatt der Vorſchriften des Abſatzes 2 die Vorſchriften 
der 88 14 bis 17 der Verordnung über das Erbbaurecht entſprechend anzuwenden ſind. 


$ 119 (8 87) 

Die Bücher, die nach den bisherigen Beſtimmungen als Grundbücher geführt wurden, gelten 

als Grundbücher im Sinne dieſes Geſetzes. 
§ 120 (8 88) 

Werden nach § 119 mehrere Bücher geführt, ſo muß jedes Grundſtück in einem der Bücher eine 
beſondere Stelle haben. An dieſer Stelle iſt auf die in den anderen Büchern befindlichen Eintra⸗ 
gungen zu verweiſen. Die Stelle des Hauptbuchs und die Stellen, auf welche verwieſen wird, gelten 
zuſammen als das Grund buchblatt. 

§ 121 (8 89) 

Sind in einem Buche, das nach $ 119 als Grundbuch gilt, die Grundſtücke nicht nach Maßgabe 

des § 2 Abj. 2 bezeichnet, jo iſt dieſe Bezeichnung von Amts wegen zu bewirken. 


§ 122 ($ 91) 
Das Verfahren zum Zwecke der Eintragung von Grundſtücken, die bei der Anlegung des Grund— 
buchs ein Blatt nicht erhalten haben, wird durch Verordnung des Senats beſtimmt. 
8 123 (8 92) 


Das Verfahren zum Zwecke der Wiederherſtellung eines ganz oder teilweiſe zerſtörten oder 
abhanden gekommenen Grundbuchs ſowie zum Zwecke der Wiederbeſchaffung zerſtörter oder abhanden 
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gekommener Urkunden der im § 10 Abf. 1 bezeichneten Art wird durch Verordnung des Senats 


beſtimmt. Die Verordnung kann auch darüber Beſtimmung treffen, in welcher Weiſe bis zur Wieder⸗ 
herſtellung des Grundbuchs die zu einer Rechtsän derung erforderliche Eintragung erſetzt werden ſoll. 


$ 124 (8 94) 


Der Senat kann, unbeſchadet der Vorſchriften des $ 12, Anordnungen über die Einſicht der Grund⸗ 
alten und die Erteilung von Abſchriften treffen. 


97 Verordnung 
zur Ausführung der Grundbuchordnung. 
Vom 5. April 1937. 


Auf Grund des § 1 Abf. 3, § 2 Abſ. 2 und $ 122 der Grundbuchordnung (GBO) in der 
Faſſung vom 5. April 1937 (G. Bl. S. 327) wird folgendes beſtimmt: 


I. Sachliche Zuſtändigkeit der Grund buchbeamten 
8 


(1) Für die Entgegennahme eines auf eine Eintragung gerichteten Antrags oder Erſuchens und 
die Beurkundung des Zeitpunkts, in welchem der Antrag oder das Erſuchen bei dem Grundbuchamt 
eingeht, ſind nur der mit der Führung des Grundbuchs über das betroffene Grundſtück beauftragte 
Richter und der vom Behördenvorſtand für das ganze Grundbuchamt oder einzelne Abteilungen be⸗ 
ſtellte Beamte der Geſchäftsſtelle zuſtändig. 

(2) Bezieht ſich der Antrag oder das Erſuchen auf mehrere Grundſtücke in verſchiedenen Geſchäfts⸗ 
bereichen desſelben Grundbuchamts, ſo iſt jeder nach Abſatz 1 in Frage kommende Beamte zuſtändig. 


8 2 
Die Eintragung in das Grundbuch ſoll der Richter, regelmäßig unter Angabe des Wortlauts, 
verfügen und der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle veranlaſſen; ſie iſt von beiden zu unterſchreiben. 


83 ° 
(1) Die Hypotheken-, Grundſchuld- und Rentenſchuldbriefe ſowie die nachträglich auf ſie geſetzten 
Vermerke find von dem Richter und dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle zu unterſchreiben. 
(2) Die Hypothekenbriefe über eine Geſamthypothek ſwoie die nachträglich auf fie geſetzten Ver⸗ 
merle find, ſofern die Grundbücher der belaſteten Grundſtücke von demſelben Grundbuchamt geführt 
werden, nur von einem Richter und von einem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle zu unterſchreiben. 


8 4 
(1) Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle entſcheidet über: 
a) die Erteilung von Abſchriften aus dem Grundbuch oder den Grundakten; 
b) die Geſtattung der Einſicht in das Grundbuch oder die Grundakten; 
e) die Erteilung von Auskünften in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen; 
d) die Anträge auf Rückgabe von Urkunden und Verſendung von Grundakten an andere Be⸗ 
hörden. 
(2) Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle iſt ferner zuſtändig für: 
a) die Beglaubigung von Abſchriften aus dem Grundbuche; 
b) die Verfügungen und Eintragungen zur Erhaltung der Übereinſtimmung zwiſchen dem Grund— 
buch und dem nach $ 2 Abſ. 2 der Grundbuchordnung für die Bezeichnung der Grundſtücke 
im Grundbuche maßgebenden Verzeichnis oder einem ſonſtigen hiermit in Verbindung ſtehen⸗ 
den Verzeichnis, mit Ausnahme der Verfügungen und Eintragungen, die eine Berichtigung 
eines Irrtums über das Eigentum betreffen; 
c) die Entſcheidungen über Erſuchen des Gerichts um Eintragung oder Löſchung des Vermerks 
über die Eröffnung des Konkurſes ſowie um Eintragung der Einleitung des Zwangsver— 
jteigerungs- und Zwangsverwaltungsverfahrens; | 1 BR 


* 
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d) die Berichtigung der Eintragungen des Namens, Standes oder Wohnorts natürlicher Per⸗ 
ſonen im Grundbuche. j 
(3) In den Fällen des Abſatzes 2 hat außer dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle noch ein 
zweiter Beamter der Geſchäftsſtelle oder ein vom Behördenvorſtand ermächtigter Juſtizangeſtellter 
den Beglaubigungsvermerk oder die Eintragung zu unterzeichnen. 
(4) a) Die Vorſchriften der SS 6, 7 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſind auf den Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle entſprechend anzuwenden. 
b) Wird die Anderung einer Entſcheidung des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle verlangt, 
ſo entſcheidet, wenn dieſer dem Verlangen nicht entſpricht, der Grundbuchrichter. Die Be— 
ſchwerde findet erſt gegen ſeine Entſcheidung ſtatt. 


8 5 
Die Vorſchriften darüber, inwieweit Geſchäfte des Grundbuchrichters dem Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle zur ſelbſtändigen Wahrnehmung übertragen werden können, bleiben unberührt. 


II. Das amtliche Grundſtücks verzeichnis 


(1) Die beſtehenden Vorſchriften, welche die Einrichtung des nach 8 2 Abſ. 2 der Grundbuch— 
ordnung zur Bezeichnung der Grundſtücke im Grund buche vorgeſchriebenen amtlichen Verzeichniſſes be- 
ſtimmen, bleiben unberührt. 

(2) Das gleiche gilt von den Vorſchriften zur Erhaltung der Übereinſtimmung zwiſchen dem 
Grundbuch und dem nach § 2 Abſ. 2 der Grundbuchordnung für die Bezeichnung der Grundſtücke im 
Grundbuche maßgebenden Verzeichnis oder einem ſonſtigen hiermit in Verbindung ſtehenden Verzeichnis. 


III. Die Anlegung von Grundbuchblättern 
8 7 
(1) Für ein Grundſtück, das ein Blatt bei der Anlegung des Grundbuchs nicht erhalten hat, wird 
das Grundbuchblatt unbeſchadet des $ 3 Abſ. 2 und 3 der Grundbuchordnung von Amts wegen an— 
gelegt. 
(2) Das Verfahren bei der Anlegung des Grundbuchblatts richtet ſich nach den Vorſchriften 
der SS 8 bis 15. 
8 8 


Das Grundbuchamt hat die zuſtändige Behörde um Überſendung eines beglaubigten Auszugs aus 
dem nach $ 2 Abf. 2 der Grundbuchordnung für die Bezeichnung der Grundſtücke im Grundbuche 
maßgebenden amtlichen Verzeichnis oder, wenn dieſes Verzeichnis vom Grundbuchamt ſelbſt geführt 
wird, um berſendung der ſonſtigen für die Kennzeichnung des Grundſtücks erforderlichen Unterlagen 
zu erſuchen. 

8 9 

Zur Feſtſtellung des Eigentums an dem Grundſtück hat das Grundbuchamt von Amts wegen die 

erforderlichen Ermittlungen anzuſtellen und die geeigneten Beweiſe zu erheben. 


8 10 
Das Grundbuchamt kann zur Ermittlung des Berechtigten ein Aufgebot nach Maßgabe der 88 11 
und 12 erlaſſen. 
8 11 
In das Aufgebot ſind aufzunehmen: 

a) die Ankündigung der bevorſtehenden Anlegung des Grundbuchblatts: 

b) die Bezeichnung der Lage, der Beſchaffenheit und der Größe des Grundſtücks gemäß dem 
nach § 2 Abſ. 2 der Grundbuchordnung für die Bezeichnung der Grundſtücke im Grundbuche 
maßgebenden Verzeichnis; 

c) die Bezeichnung des Eigenbeſitzers, ſofern ſie dem Grundbuchamte bekannt oder zu ermit⸗ 
teln ilt; 

d) die Aufforderung an die Perſonen, welche das Eigentum in Anſpruch nehmen, ihr Recht 
binnen einer vom Grundbuchamt zu beſtimmenden Friſt von mindeſtens ſechs Wochen anzu⸗ 
melden und glaubhaft zu machen, widrigenfalls ihr Recht bei der Anlegung des Grundbuchs 
nicht berückſichtigt werde. 


345 

812 
(1) Das Aufgebot iſt an die für den Aushang von Bekanntmachungen des Grundbuchamts be- 
ſtimmte Stelle anzuheften und einmal in dem für die amtlichen Bekanntmachungen des Grundbuchamts 
beſtimmten Blatte zu veröffentlichen. Das Grundbuchamt kann anordnen, daß die Veröffentlichung 
mehrere Male und noch in anderen Blättern zu erfolgen habe oder, falls das Grundſtück nur einen 
geringen Wert hat, daß ſie ganz unterbleibe. 

(2) Das Aufgebot iſt in der Gemeinde, in deren Bezirk das Grundſtück liegt, an der für amtliche 
Bekanntmachungen beſtimmte Stelle anzuheften oder in ſonſtiger ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 
machen. 

(3) Es ſoll den Perſonen, die das Eigentum in Anſpruch nehmen und dem Grundbuchamt be⸗ 
kannt ſind, von Amts wegen zugeſtellt werden. 


8 13 

Das Grundbuchblatt darf, wenn ein Aufgebotsverfahren (8$ 11, 12) nicht ſtattgefunden hat, 
erſt angelegt werden, nachdem in der Gemeinde, in deren Bezirk das Grundſtück liegt, das Bevor⸗ 
ſtehen der Anlegung und der Name des als Eigentümer Einzutragenden öffentlich bekanntgemacht und 
ſeit der Bekanntmachung ein Monat verftrihen iſt; die Art der Bekanntmachung beſtimmt das 
Grundbuchamt. 

8 14 

Als Eigentümer iſt in das Grundbuch einzutragen: 

a) der ermittelte Eigentümer; 
b) ſonſt der Eigenbeſitzer, deſſen Eigentum dem Grundbuchamt durch Erwerbstitel, Zeitablauf 
oder ſonſtige Umſtände glaubhaft gemacht ift; 
c) äußerſtenfalls der, deſſen Eigentum nach Lage der Sache dem Grundbuchamt am wahrſchein⸗ 
lichſten erſcheint. 
8 15 

(1) Beſchränkte dingliche Rechte am Grundſtück oder ſonſtige Eigentumsbeſchränkungen werden bei 
der Anlegung des Grundbuchblatts nur eingetragen, wenn ſie bei dem Grundbuchamt angemeldet 
und entweder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden, deren erklärter Inhalt vom Eigen⸗ 
tümer ſtammt, nachgewieſen oder von dem Eigentümer anerkannt ſind. a 

(2) Der Eigentümer iſt über die Anerkennung zu vernehmen. Beſtreitet er das angemeldedete 
Recht, ſo wird es, falls es glaubhaft gemacht iſt, durch Eintragung eines Widerſpruchs geſichert. 

(3) Der Rang der Rechte iſt gemäß den für ſie zur Zeit ihrer Entſtehung maßgebenden Geſetzen 
und, wenn er hiernach nicht beſtimmt werden kann, nach der Reihenfolge ihrer Anmeldung einzu⸗ 
tragen. 

1 8 16 

Die Beſchwerde gegen die Anlegung des Grund buchblatts iſt unzuläſſig. Im Wege der Beſchwerde 
kann jedoch verlangt werden, daß das Grundbuchamt angewieſen wird, nach $ 53 ber Grundbuch⸗ 
ordnung einen Widerſpruch einzutragen oder eine Löſchung vorzunehmen. 


7 \ 
ö 8 17 

Wird im Falle des § 3 Abſ. 3e der Grundbuchordnung ein Grundbuchblatt angelegt, jo find die 
vorſtehenden Vorſchriften mit der Maßgabe entſprechend anzuwenden, daß die die Miteigentumsan⸗ 
teile belaſtenden, aus dem Grundbuch erſichtlichen Eintragungen auf das neue Grundbuchblatt zu 
übertragen find. Die die einzelnen Miteigentumsanteile betreffenden Eintragungen (8 3 Abſ. 3b GBO) 
ſind zu löſchen. 
RE IV. Abergangs⸗ und Schluß vorſchriften 
Br 9 18 

(1) Abſchnitt III, 88 7 bis 16, dieſer Verordnung tritt an dem auf die Verkündung folgenden 
Tage in Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung am 1. Januar 1938 in Kraft. Geſetzliche Vorſchrif— 
ten, welche das von dieſer Verordnung umfaßte Gebiet betreffen, treten gleichzeitig außer Kraft. 

(2) Soweit in Geſetzen (Artikel 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch) auf Vor⸗ 
ſchriften verwieſen iſt, die durch dieſe Verordnung außer Kraft geſetzt werden, treten an ihre Stelle 
die entſprechenden Vorſchriften dieſer Verordnung. 
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8 19 
(fällt aus) 
9 20 en 


In den Fällen des $ 117 der Grundbuchordnung bleiben die beſtehenden landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften unberührt; jedoch iſt Abſchnitt I dieſer Verordnung auch in dieſen Fällen anzuwenden. 


Danzig, den 5. April 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1 Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


